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3 Handelt ee sieb am eine Ersatzzulassung, so ist I in

Aba. 3 Zul.-O. audi dann anwendbar, wenn erst

durch sie das dem I 17 Abs. 1 Zul.-O. entsprechende
Verhältnis hergestellt werden würde.
• Beschluß des RSAAints v. 13. Juni 1933. — RSdi.
253 32. (Vgl. auch den Beschlufl des Reidisaus-
Schutses für Aerzte u. Kk.en t. 16. Dezember 1932.)

fi 25 fertr.O. Die Anwendung des I 6 des Vergütungsabkommens
vom 6. Juli 1932 (in der Fassung v. 3. November
1932 und 4. Februar 1933 — AN. 1933, S. IV 167) setzt

voraus, dafi ein wichtiger Grund vorliegt, von der
Regel des I 5 abzuweichen.
•E. des RSchAmts v. 23. Mai 1933 — RSdx. 82 -

85/33. — AN. 1933, S. IV 364. Nr. 89.

$§115.11S, Die AOKk.en und ihre Vorstände sind zur Aus-

§§351 In den Streitigkeiten aus dem Dienstverhältnis voa

Ife. 4, 3S4 Angestellten der Kk.en sind die ordentlichen G?-

AYO richte in der Frage, ob aus disziplinaren Gründen
wjgen Dienstvergehens die fristlose Entlassung
lassig ist, an die gemäfl I 358 Abs. 2 RVO. erford
liehe Vorentscheidung des OVA. nicht gebunden.
# E. des Reichs-Arb.-Gerichts vom 22. Februar 1933
— RAG. 531/32 — E.-Sammlung RArbG. Bd. 17 S. 506

§§411
Ata. 2. 4N

RVO.

Die Auflösung eines Kastenverbandes gemäß I 406
RVO kann nicht durch die Mehrheit der beteiligten
Ausschüsse, sondern nur durch tibereinstimmenden
Beschlufl sämtlicher Ausschüsse beschlossen werd«
# E. des RVA. Id — Beschl.-Sen. vom 28. Juni 1933
— II K 132/32 B. S. —

142, 225.
27t ro.

(§§175.202
UM.)

kunftserteilung nach Maßgabe des I 175 der Reichs-
abgraben Verordnung vom 22. Mai 1991 verpflichtet.
Die Auskunftserteitung ist erzwingbar. I 202 Abs. 5
a. a. O. steht nicht entgegen.
* E. des Reidis-Finanzhofs — 6. Senat vom 13. Juli
1932 — Via 1016/32 — Sammlung der E. des RFinH.
Bd. 31 S. 346 Nr. 92.

§§ 537 Zar Frage der UV. der im zivilen Luftschutz tätigen
Aks.1 Hr 4a. Personen. (Luftschutz als Betrieb znr Hilfeleistung
fi?7ff 142 bei Unglücksfallen.)
JLL * Rundschreiben des RMin. der Luftfahrt vom 15. Jul«*m

1933 (AN. A 3 lila 1548 33) vgl. dazu auch Be¬
scheid des RVA. vom 19. Mai 1933 — I1 1100a 7/35 -
EuM. Bd. 34 S. 492 Nr. 27.

9113 RVO. Eine im Verwaltunpszwangsverfahren erfolgende
(§7Pt Ger. Eintragung einer Sicnerung&hypothek wegen rüde-
Itftn te.) ständiger d. Versicherungsbeiträge ist gebührenfrei.

* E. des Landgerichts Kassel vom 15. Juni 1933. —
U T 491/33 — EuM. Bd. 34 S. 512 Nr. 33.

§ S47 RVO.

§§ IM, Abgangsentschädiguniren gehören nirht zum Arbeits-
110 WO. entgeh und werden bei der Feststellung des Grund¬

lohns nicht berücksichtigt.
•Schreiben des RArbMin. vom 7. August 1933 —-

IVa 13109'33 — RArbBl. 1933 S. I 211.

§§ 22S, Die OKk.en haben die Eigenschaft einer öffentlich-
226 RVO. rechtlichen Körperschaft mit Selbstverwaltungsrecht.

nicht aber diejenige einer öffentlichen Behörde.
Auch ihr Vorstand ist keine öffentliche Behörde.
• E. des Reidis-FinanzhoN — 6 Senat — vom
13. Juli 1932 - Via 1016 32 - Sammlung der E.
des RFinH. Bd. 31 S. 346 Nr. 92.

1. Schraubendrehereien sind Betriebe der Metall
bearbeitung im Sinne der Nr. 18 der Anlage zur

Zweiten Berufskrankheit-V. vom 11. Februar 192V

2. Eine durch den Lärm in solchem Betriebe ver¬

ursachte Taubheit ist Berufskrankheit im Sinnr
der VO.
• E. des RVA. I — 2. Rek.-Sen. vom 17. März 1933
— Ia 144/32 —.

§§624,J2$ Reich und Länder sind berechtigt, «maß II 624

RVO. 625 RVO. mit ihren Betrieben und Tätigkeitei
(9 20 Ah 4 wozu auca die Maßnahmen des freien

j !___.• v.l. Arbeitsdienstes gehören, der zuständigen
.

if BGen. beizutreten.
w f. Iber • Bescheid des RVA. I vom 9. Februar 1933 - I1
du frtfw. nooa 4/33 —.

kMMMri
I.2.I.U33)

9 249 RVO. Eine Bau-Betriebs-Kk. kann auch errichtet werden,
wenn es noch ungewiß ist. wielange der Bau dauern
wird. Die Anordnung ihrer Errichtung ist berech¬
tigt, wenn die Leistungsfähigkeit der OKk. ernstlich
gefährdet wird.
* Erlaß des Sachs. Arb.- u. Wohlf.-Min. vom 20. April
1932 - 2. 29 b. G. 32 — EuM. Bd. 34 S. 514 Nr. 35.

9917 Abs.2

RVO.

§ 302 RVO. Der Anspruch des Aerzteverbandes auf dreimonati¬
ges Honorar nach Auflosung einer Kk. gemäß S 302
RVO. besteht auch dann, wenn kein Fixum als
Honorar vereinbart war.
• E. des Kammergerichts vom 7. April 1932 — 19 U.
880'32 — EuM. Bd. 34 S. 534 Nr. 37.

§313Afe.2 Der Lauf der Dreiwochenfrist des I 313 Abs. 2
RVO. RVO. wird nicht unterbrochen durch einen inner¬

halb der Frist gestellten Antrag auf Alu., auf
Grund dessen der aus der Pflichtversicherung Aus-

f:eschiedene
annehmen konnte, Alu. noch vor Ab-

auf der Frist zu erhalten und damit noch innerhalb
der Frist wieder pflichtversichert zu sein.
# E. des RVA. II — 1. Rev -Sen. vom 11. Juli 1933 —
IIa K 307 32 - AN. 1933 S. IV 402 Nr. 4679

Feldmäßig, auch mit Kleinviehhaltung betriebe
Parzellenwirtschaft ist nicht als nach I 917 Abs.
RVO. versicherungsfreie ,,Sozial-Kleingarten Wirt¬
schaft" im Sinne der E. des RVA. vom 8. Dezember
1931 (EuM. Bd. 31 S. 530) anzusehen.
•Schiedsstelle beim Verbände der Deutsch, land*
BGen. E. vom 19. März 1933 — L 1892 —. BGen
1933. Sp. 393 Nr. 18.

—_——^———*^^— ¦¦ ¦ ————^——— ¦

§§91? Zur Frage der VPfl. eines an sich unversicherten
Abs.2.1019 kleinen ..Haus- und Ziergartens", wenn eleicfazei

i;yg A'icer-, Wiesen- oder Waldparzellen in Verbindung
damit landwirtschaftlich bewirtschaftet werden.
* E.en der Schiedsstelle beim Verbände d. Deutsch
landw. BGen. vom 29. März 1933 — JL 56/32. vom

24. Juni 1933 — L 34/33 — und vom 25. Februar
1933 — L 20'33. —. BGen. 1933. Sp. 395 Nr. 1«<
396 Nr. 20. 397 Nr. 21.

§917Ah.2
RVO.

§§3<l
Abs. 2.317.

3.7. 530

RW

(§§ 812 ff.

EGB.)

Kine entsprechende Anwendung des I 397 RVO. auf
den Fall dalf der Arbg. entgegen der Verpflichtung
aus I 318 Abg. 2 Satz 1 RVO. Lohnänderungen nidit
rechtzeitig angezeigt hat, ist nicht zulassig.
* E. des RVA. M — Beschl.-Sen rom 24. Mai 1933
— II K 123 32 B 5 - AN. 1935 S. IV 402 Nr. 4680.

§§ 1753.
1291 RIO.

(J.Honr-

ordnsog f.

8.12.U31

V. Hl». IV.

»_ dii. 1

§7)

Erwächst einem Invalidenrentenempfänger Anspruch
auf Kinderzuschuß, so ist dessen Gewährung vou

der Vorschrift des I 7 der 4. NotVO. (V. Kap.
Absdiii. 1) vom 8. Dezember 1931 (RGBl. I S. 69*
723) unabhängig.

RVA. II vom 6. MaiE. des
AN. 1933

1933 — IIa 1940 33
S. IV 404 Nr. 4681
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Der Begriff der Invalidität in der

Sozialversicherung Robert Fette, Stuttgart

Die Voraussetzungen, unter denen in der SV.

die geldlichen Leistungen erlangt werden

können, sind in den Bestimmungen für die

einzelne Versicherung (V.) unterschiedlich ge¬

regelt. Das ist nicht Zufall, sondern wohl-

begründete Absicht, ja darauf beruht zum

wesentlichen Teile die Zweckbestimmung der

einzelnen V.art. Von der Arbeitsunfähigkeit der

KV. gelangte der Gesetzgeber über die Er¬

werbsbeeinträchtigung der UV. hinweg zur In¬

validität der InvV., um schließlich mit der

Berufsunfähigkeit der AngV. fast an den Aus¬

gangspunkt der KV. zurückzukehren. Das war

die zeitliche Entwicklung, sie bildet aber auch

einen organischen Aufbau, der grundsätzlich
in den mehrfachen Aenderungsgesetzen, ins¬

besondere in der RVO. nicht verlassen wurde.

Bei den Erörterungen über die Sanierung der

InvV. spielt die Frage, ob bei allen VTr. der

Begriff der Invalidität richtig ausgelegt und an¬

gewendet werde, eine nicht unerhebliche Rolle,
denn es sind recht beträchtliche Unterschiede

in der Bewilligung der Renten vorhanden, ob

sie nun zur Zahl der Versicherten, zum Bei¬

tragsaufkommen oder zum Vermögensstand
der Anstalt in Beziehung gesetzt werden.

Darüber sind nach einer Mitteilung von Ober¬

regierungsrat H e i n z e zur Zeit Erhebungen
im Gange, deren Ergebnis zweckmäßigerweise
abgewartet wird. Offenbar beeinflußt die so¬

genannte Binnenwanderung der Versicherten,

die in jungen Jahren gern die höheren Löhne

der Großindustrie aufsuchen, bei nachlassender

Arbeitsfähigkeit aber zum Kleinbetrieb und in

die Landwirtschaft zu gehen genötigt sind, die

Unterschiede bei den einzelnen Anstalten mehr

»Is bisher nachzuweisen war.

Xach ursprünglichem und seitdem nur gern

unwesentlich geändertem Recht in der InvV.

gilt in ihr als invalide, wer nicht mehr imstande

st, durch eine Tätigkeit, die seinen Kräften

und Fähigkeiten entspricht, und ihm unter

billiger Berücksichtigung seiner Ausbildung
und seines bisherigen Berufs zugemutet wer¬

den kann, ein Drittel dessen zu erwerben, was

körperlich und geistig gesunde Personen der¬

selben Art mit ähnlicher Ausbildung in der¬

selben Gegend zu verdienen pflegen. So § 1255

Abs. 2 RVO. Für Witwen ist in § 1258 RVO.

fast der gleiche Begriff vorgesehen, nur mit

dem Unterschied, daß bei ihnen statt des bis¬

herigen Berufs die „Lebensstellung" zu berück¬

sichtigen und der Vergleich der Verdienst¬

möglichkeit nicht zwischen Personen, sondern

zwischen „Frauen" zu ziehen ist.

In klassischer Weise hat die von Mitgl. des

RVA. herausgegebene RVO. mit Anmerkungen
und mit den jeweils dazu erlassenen höchst-

richterlichen Entsch. zu § 1255 RVO. in Ziffer 3
nm*

der Erläuterungen die entscheidende Bestim¬

mung mit diesen Worten dargelegt: „Invalidität
ist Erwerbsunfähigkeit im Sinne der InvV., sie

wird bestimmt durch das Maß der Fähig¬
keit, sich durch Arbeit einen Erwerb zu

verschaffen, sie bestimmt sich nicht nach dem

tatsächlichen Verdienste, wenngleich ein

Verdienst, der die Mindestverdienst-

grenze übersteigt, gegen Invalidität spricht;
sie richtet sich ferner nicht nach der zufälligen
Arbeitsgelegenheit, sie ist nicht Be¬

rufsinvalidität, nicht Arbeitsun¬

fähigkeit im Sinne der KV. und nicht

völlige Erwerbsunfähigkeit im Sinne

der UV." — Die angezogenen RevEntsch.

gehen zum erheblichen Teil auf die ersten

Jahre der Geltung der InvV. zurück, aber es

sind auch während der Kriegszeit eine Anzahl

von wichtigen Entsch. getroffen worden, die

wegen des Verhältnisses der Inv.Renten zu der

Reichsversorgung von Bedeutung wurden. In

dieser Hinsicht war zu klären, ob Lazarettaufent¬

halt gleichbedeutend mit Invalidität zu achten

sei, ob die Feststellung der Militärbehörden

über die Höhe der vorliegenden Erwerbs¬

beschränkung für die InvV. maßgebend sein

solle u. a. m. Zweifelsfragen, dit* in etwas

anderer Art auch die KV. berührt haben und

zum Teil heute noch berühren.

Im Laufe der Zeit hat sich dann in der Praxis

und Rechtsprechung das Bedürfnis heraus¬

gestellt, die Feststellung darüber, ob nun In¬

validität im Sinne des Ges. vorliege, von zwei



voneinander zu trennenden Fragen abhängig zu

machen. Das isi erstens die Frage, wo die

Grenze zwischen Erwerbsfähigkeit und Er¬

werbsunfähigkeit liegt, wieviel der Renten¬

bewerber also noch zu verdienen imstande sein

müßte, um nicht erwerbsunfähig zu sein — Ver¬

dienstgrenze —, dann aber die weitere Frage,

wie hoch die Leistungsfähigkeit des Rentners

noch zu schätzen ist, wieviel also diese be¬

stimmte Person noch durch Arbeit zu ver¬

dienen vermag
— persönliche Leistungsfähig¬

keit (R.Entsch. in AN. 1001, S. 186).

Die sogenannte Verdienstgrenze ist in

erster Linie eine nichtärztliche Frage, die aber

auch nicht lediglich von örtlichen Stellen zu

entscheiden ist, die vielmehr, weil sie oft er¬

hebliche Schwierigkeiten bereitet, sorgfältiger

Prüfung bedarf. Es kommt dabei auf den

eigenen Verdienst des Rentners, den er zur

Zeit der Antragstellung hat oder zuletzt hatte,

nicht in erster Linie an, sondern es ist der

Durchschnittsverdienst der ganzen Klasse im

wesentlichen gleichartiger Personen zu berück¬

sichtigen. Gleichartig bedeutet aber nicht

gleichen Alters, weil ja dann mit zunehmenden

Jahren-stets eine andere Verdienstgrenze ge¬

funden werden müßte, sondern es ist der Lohn

eines gesunden Vollarbeiters heranzuziehen,
denn das Gesetz verweist auf geistig und kör¬

perlich gesunde Personen. Von den be¬

sonderen Verhältnissen des Einzelversicherten

ist nur insoweit auszugehen, als es sich darum

handelt, in welche Klasse oder Gruppe er ein¬

zuordnen ist. Gar zu eng soll die Gruppe
aber auch nicht bestimmt werden, denn in einer

R.Entsch. vom 5. Januar 1933 hat der 8. Rev.-

Senat — IIa 7512/32 — hinsichtlich eines

Schiffskochs ausgesprochen, daß bei Fest¬

setzung der Mindestverdientsgrenze der regel¬
mäßige Verdienst eines Kochs der fraglichen
Gegend, nicht der eines Schiffskochs zugrunde
zu legen ist. Maßgebend ist der Beruf, den der

Rentner auf der Höhe seines Arbeitslebens bei

im wesentlichen ungeschwächter Arbeitskraft

zuletzt ausgeübt hat. Aus dieser Berufstätigkeit
t dann allerdings nicht der Lohn der höchsten

Leistungsfähigkeit oder der Lohn, der unter be¬

sonders günstigen Verhältnissen erzielt wurde,

sondern der Durchschnitt heranzuziehen, wenn

es dem Gange der Dinge entspricht, daß der

Versicherte innerhalb desselben Berufs und

ohne eigentlich krank oder sonst nicht voll er¬

werbsfähig zu sein, späterhin zu einer leich¬

teren Arbeit übergeht.
Untei der Bestimmung „derselben

Gegend" ist nach einer R.Entsch. aus den

AN. 1003, S. 597 ein räumliches Gebiet zu

verstehen, innerhalb dessen für gleichartige
Arbeiter im allgemeinen gleichmäßige Lohn-

\ erhältnisse bestehen. Die Begrenzung du

ts läßt sich nur im Einzelfall setzen, nach

billigem Ermessen muß den )> nlichen

Verhältnissen des Versicherten entsproch
werden.

Ob ein Rentner nun imstande ist, das na<

vorstehenden Auseinandersetzungen ermittelt*

Drittel zu erwerben, richtet sich nach sein«

Fähigkeit zur Arbeit, nach seiner persönlichen
Leistungsfähigkeit. Liegt noch ein

Arbeitseinkommen vor, dann ist zu prüfen, ob

und inwieweit der Verdienst dem Werte d*

Arbeit entspricht, wirklicher Arbeitsverdien

ist, nicht etwa ganz oder teilweise aus Wohl¬

wollen oder als Unterstützung gegeben wir

Auch ist zu prüfen, ob der Verdienst allein

oder mit Hilfe fremder Personen erzielt wird;

wer nur mit fremder Hilfe oder unter ganz be¬

sonders günstigen Arbeitsverhältnissen — in

einem längst vertrauten Arbeitsraum oder bei

besonderer Rücksichtnahme des Arbeitgebers
arbeiten und verdienen kann, gilt nach mehr¬

fachen R.Entsch. des RVA. nicht als arbeits¬

fähig. Auch ein Verdienst, der nur unter über¬

mäßiger Anspannung der Kräfte oder unter

erheblicher Ueberschreitung der üblichen

Arbeitszeit erzielt werden kann, kommt nach

einer R.Entsch. aus AN. 1904, S. 476, für die

Frage, ob jemand die Mindestverdienstgrenze
erreichen kann, nicht in Betracht.

Auf die Arbeitsgelegenheit kommt es

zwar in der Regel nicht an. Bietet sich eine

Arbeitsgelegenheit, etwa für eine verkrüppelte
Person, die auf Boten- oder Pförtnerdienste

usw. angewiesen ist, nicht im nennenswerten

Umfange, dann wird im Einzelfalle die Arbeits¬

fähigkeit wohl zu verneinen sein.

Maßgebend ist, ob und inwieweit eine Person

durch ihr Leiden und Gebrechen vom all¬

gemeinen Arbeitsmarkte ausgeschlossen
ist. Auf eine für ihn völlig fremde, körperlich
und geistig ungeeignete Lohnarbeit darf ein

Rentner nicht verwiesen werden. Es kann aber

verlangt werden, daß der Versicherte sich nicht

auf seine bisher verrichtete Arbeit beschränkt,

er muß unter Umständen von einer feineren

und höher gelohnten Arbeit zu einer gröberen

übergehen, unter Umständen den Berut

wechseln. So sind vielfach Werkführer, Vor¬

arbeiter, Baumeister usw. auf Taglohnarbeiten
verwiesen worden, besonders wenn sie solche

schon übernommen hatten oder ursprünglich
schon verrichteten. Andrerseits ist die Ver¬

weisung einer Sprachlehrerin auf eine Be¬

schäftigung als Hausangestellte, Köchin oder

dergleichen als unzulässig angesehen worden,

ebenso die eines Buchhalters auf körperliche
Arbeit.

Auf den Arbeitsmarkt seines Wohnort^

darf der Versicherte sich nicht beschränken,

es kann ihm zugemutet werden, sich auswärts

um Arbeit zu bemühen, eventuell den Wohnort

zu wechseln. Dagegen kann von einer Ehefrau

mit Rücksicht auf die Einheit der Familie nicht

verlangt werden, daß sie ihren Wohnsitz vei legt

504



er während der Arbeitstage auswärts wohnt

N. 1910, S. 502).

\ls Tätigkeit im Sinne des Gesetzes ist

Lohnarbeit, insbesondere die bisherige v.pflich-

tige Tätigkeit zu verstehen, so daß dem Ver¬

tierten die Tätigkeit als Unternehmer nicht

zugemutet werden kann. In vielfachen Entsch

ist Invalidität angenommen worden, trotz Aus¬

übung eines Handels oder eines selbständigen
Handwerks. Der V.fall der Inv.V. ist nach

wiederholten R.Entsch. des RVA. darin zu er¬

blicken, daß dem Versicherten die fernere Zu¬

gehörigkeit zur Klasse der abhängigen Ar¬

beiterschaft durch Abnahme seiner Arbeits¬

kraft unmöglich gemacht wird, deshalb wäre

unbillig und tatsächlich nicht durchführbar,
• inen Lohnarbeiter auf einen Erwerb zu ver¬

weisen, der zum Teil eigenartige, für die Lohn¬

arbeit nicht in Betracht kommende Anforde¬

rungen stellt, die Uebernahme einer wirtschaft¬

lichen Gefahr und die Beschaffung eines An¬

lagekapitals voraussetzt (RVO. mit Anm.

Bd. IV, S. 54).

Zur Unabhängigkeit der Rentenfest-

tzung in der InvV. ist in verschiedenen

R.Entsch. des RVA. Stellung genommen wor¬

den. Danach ist der Grad der Erwerbsunfähig¬
keit auf dem Gebiete der InvV. unabhängig
von seiner Beurteilung auf dem Gebiete der

UV. einzuschätzen; das gleiche gilt hinsichtlich

der Beurteilung auf dem Gebiete der Reichs¬

versorgung, insbesondere begründet nach der

R.Entsch. in AN. 1916, S. 743 der Lazarett-

Aufenthalt eines Kriegsteilnehmers oder Kriegs¬

beschädigten für sich allein noch nicht die An¬

nahme der Invalidität. Bezüglich des Verhält¬

nisses zur AlVers. ist in einer R.Entsch. des Bad.

LVA. vom 26. November 1931 ausgesprochen
worden, daß die Spruchbehörden der RVO. an

die im Verfahren der AlVers. getroffenen E.en

ül>er die Arbeitsfähigkeit nicht gebunden sind.

Die Mitwirkung des Arztes bei der

Feststellung der Invalidität ist in dem Rund¬

schreiben des RVA. vom 31. Dezember 1901,

AN. 1902 S. 178 und RE. 1905, AN. S. 413

näher umrissen: Die ärztlichen Gutachten

haben den Zweck, daß mit Hilfe der ärztlichen

Wissenschaft festgestellt wird, woran der

Rentenbewerber leidet und inwiefern er durch

seine Leiden an dem freien Gebrauche seiner

körperlichen und geistigen Kräfte behinder*

wird. Die alsdann noch offene Frage, ob die

festgestellten Leiden und deren Wirkungen aut

den Kräftegebrauch die Fähigkeit zu einem hin¬

reichenden Arbeitsverdienste zulassen, liegt
nicht auf ärztlichem Gebiete, hierüber haben

die rechtsprechenden Instanzen nach ihrer

freien richterlichen Ueberzeugung zu ent¬

scheiden.

Die Gutachten sollen die subjektiven Be¬

schwerden, den objektiven Befund und

die ärztliche Beurteilung scharf ausein¬

anderhalten und besonders den objektiven Be¬

fund eingehend darlegen. Für die Beurteilung
der gesamten Erwerbsunfähigkeit eines Ver-

icherten kann die in Hundertteilen der vollen

Erwerbsfähigkeit ausgedruckte Abschätzung
verschiedener körperlicher Schäden nicht ein¬

fach zahlenmäßig zusammengerechnet werden.

Der Grundsatz der freien Beweiswürdigung ist

aber auch nicht ausnahmslos anerkannt worden.

In einer R.Entsch. des Bad. LVA. vom 26. Ja¬

nuar 1928 — N. 11/27 — (VZ. 1929 S. 465) ist

gesagt: „Es liegt nicht mehr innerhalb der

Grenzen der freien Beweiswürdigung, wenn das

OVA. in der Annahme, das Gutachten der

Universitätsklinik beruhe auf einem grund¬

legenden Irrtum, sich ohne weiteres über das

Ergebnis dieses Gutachtens hinwegsetzte und

im Widerspruch zu diesem Invalidität annahm.

Nach Sachlage hätte vielmehr das OVA. die

Aufklärung der vermuteten Widersprüche
durch die Klinik selbst vornehmen lassen

müssen."

Die Anschauungen von Laien, die mit den

persönlichen Verhältnissen des Versicherten

vertraut sind, können für die Entsch. der richter¬

lichen Instanzen von hohem Werte sein, ins¬

besondere wenn es sich handelt um körper¬
liche Schäden, deren Bedeutung für die Er¬

werbsfähigkeit mit den Erkenntnismitteln der

ärztlichen Wissenschaft überhaupt nicht zuver¬

lässig festgestellt werden kann, weil sie von der

vorhandenen Geschicklichkeit, Willenskraft,

Ausdauer, Arbeitslust, Gewissenhaftigkeit und

anderen seelischen Verhältnissen abhängt, die

sich der ärztlichen Wahrnehmung zum größten
Teile entziehen (R.Entsch. in AN. 1906 S. 638).
Vielleicht wird durch den von der Deutschen

Arbeitsfront propagierten berufsständischen

Aufbau der deutschen Sozialversicherung der

Einfluß der eigentlichen Träger der Versiche¬

rung, Arbeitgeber und Versicherte, mehr

herausgestellt, als es bisher der Fall war.

Der Mantelvertrag im Kassenarztrecht
Dr. jur. Fritz Kadgiehn, Nowawes

den reichsgesetzlichen Kk.en gemäß § 182

' >. obliegende Verpflichtung zur Gewährung
iner ausreichenden und zweckmäßigen KPfl.

rd durch Vertrag« sich stellt, die zwischen

Bezirksstellen der Kassenärztlichen Ver¬

einigung Deutschlands, des Trägers der Be¬

ziehungen der Kassenärzte zu den Kk.en (§ 1

der V< cles Reiclisarbeitsministers über die

Kassenarztliche Vereinigung Deutschlands vom

2. Am 1933 — RGBl. I, 567) und den Kk.en

kst.
305



(K issenverbänden, Kassenvereinigungen) ge-

schlossen werden. Einen Bestandteil dieser die

unmittelbaren Beziehungen des einzelnen

Kasaenarz zur Kk- regelnden Gesamtverträge

(GVtre.) bilde nach zwingender Gesetzesvor-

hrifl derjenige Teil der Mantelverträge
• MVtre.), der von den Mantelvertragsparteien

mein gültig erklärt worden ist (§ 368

Abs. 2 Satz 2 RVO.). Durch diese Vorschrift

»st die Vertragsfreiheit beim Abschluß der

< iVtre. bis zu einem gewissen Grade unter¬

bunden. D: Beschränkung der Vertrags-
t jedoch* notwendig. Denn nur durch

don Zwang zur Aufnahme der von der Kassen¬

arztlichen Vereinigung Deutschlands und von

den Spitzenverbänden der Kk.en für erforder¬

lich erachteten normativen Bestimmungen in

GVtre. wird eine willkürliche Abände¬

rung grundlegender Bestimmungen des Kassen¬

arztrechts im Wege der Parte vereinbarun

verhindert und die notwendige Rechtseinheit

und Rechtssicherheit bis in die GVtre. als

unterste Vertragsgruppe der mehrstufigen, ein¬

ander übergeordneten Kollektivverträge gewahrt.
Der MVtr. gewinnt damit für die Parteien der

GVtre. unrl insbesondere für die einzelne Kk.

eine erhebliche Bedeutung.

Vertragsparteien der MVtre. sind die Kassen-

ärztliche Vereinigung Deutschlands oder ihre

Landes-(Provinz-)stellen und die Spitzenver¬
bände der Kk.en oder deren bezirkliche Unter¬

verbände (§ 1 Abs. 1 der Vertragsordnung —

Vertr.O. — vom 30. Dezember W31 — RGBl. I,

1932, 2). Eine Abgrenzung des Bereichs, für

den ein MVtr. abzuschließen ist, ist in der die

Gestaltung und den Inhalt der Kollektivver¬

träge regelnden Vertr.O. nicht vorgesehen. Die

Kassenärztliche Vereinigu _g Deutschlands oder

ihre Landes-(Provinz-)ste)ien und die Spitzen¬
verbände der Kk.en oder ihre bezirklichen

Unterverbände haben den Geltungsbe¬
reich des einzelnen MVtr.es daher so ab¬

gegrenzt, daß die Einheitlichkeit der Verhält¬

nisse der einzelnen Bezirksstellen der Kassen¬

ärztlichen Vereinigung Deutschlands gewähr¬
leistet und die wirtschaftliche Natur eines Ge

bie ts möglichst gewahrt ist. Die für die MVtre.

erforderliche Einheitlichkeit ist dadurch ge¬

sichert, daß die Kassenärztliche Vereinigung
Deutschlands und die Spitzenverbände der

Kk.en ein Muster für einen MVtr. vereinbart

haben, von dem die einen MVtr. schließenden

Vertragsparteien nur insoweit abweichen dür¬

fen, als das Muster nicht entgegensteht
^

und

die Vertr.O. es vorschreibt orler zuläßt (§ 1

Abs. 2 Satz 2 der Vertr.O.). Ist die Kassen¬

ärztliche Vereinigung Deutschlands oder ein

Spitzenverband der Kk.en der Ansicht, daß ein

MVtr., an rlem eine der Landes-(Provinz-)

Stellen orler einer rler Unterverbände beteiligt

ist. unabdingbaren Bestimmungen widerspricht,
s*> können sie beim Reichsschiedsamt (RSchA.)

eine entsprechende Feststellung beantrag
Gegebenenfalls bestimmt dann das RSchA

ich aus „insoweit", d. h. soweit der Vertrag

inhalt mit unabdingbaren Bestimmungen rj

Mantelvertragsmusters in Widerspruch stel

rlen Inhalt des MVtr.es ($ 1 Abs. 3 der Vertr.C

Jeder MVtr. umfaßt ein fest begrenztes Gebiet

Daraus folgt, daß ein Ort, der bereits von eine

MVtr. umfaßt wird, nicht auch in einen and

den MVtr. aufgenommen werden darf (zu vl

E. des RSchA. vom 20. Juni 1932 — RS<

13 32).%Der MVtr. kann daher von der Kas^«

i ztlichen Vereinigung Deutschlands und all»

Spitzenverbänden der Kk.en oder von den

Landes-(Provinz-)stellen der Kassenärztliche! i

Vereinigung Deutschlands und den ent-

prechenden bezirklichen Unterorganisation»
rler Kassenspitzenverbände nur gemeinsam

geschlossen werden. Der MVtr. ist somit erst

dann zustande gekommen, wenn alle an ihm

beteiligten Vertragsgegner dem Vertrage zu¬

gestimmt und der Vertrag die Genehmigung dei

Kassenärztlichen Vereinigung Deutschlands er¬

halten hat (zu vgl. Ziff. 7 der Verfügung d«

Reichsführers der Kassenärztlichen Vereinigui
Deutschlands vom 11. August 1933). Es ist

zulässig, daß der MVtr. für einzelne Kasten

arten verschiedene Bedingungen festsetzt; aucl»

dürfen in einem einheitlichen MVtr. einzelne'

Punkte für bestimmte Vertragsparteien beson¬

ders geregelt werden, sofern ein Bedürfnis dafür

vorliegt (AN. 32, 349). Kommt ein MVtr. nicht

zustande, so bestimmt das RSchA. den Inhalt

des MVtr.es von Amts wegen (§ 368 c Abs. 2

RVO.). Diese Bestimmung erstreckt sich aui

den gesamten Inhalt des MVtr.es. Das RSchA.

ist hierbei an Anträge der Parteien nicht ge¬

bunden. Es kann einzelne Punkte, über die d

Parteien sich bereits geeinigt hatten, abweichend

von dem erkennbaren Parteiwillen festsetzen; es

hat also gegebenenfalls auch darüber zu be¬

stimmen, welche Teile des MVtr.es allgemein

gültig sein sollen (RSchA. vom 20. Juni 1932

— RSch. 13 32).

Im wesentlichen wird der Inhalt des kassenärzt¬

lichen Vertragsrechts durch die Vertr.O. zwin¬

gend festgelegt. Die MVtre. beschränken sich

daher meist darauf, nur das zu ordnen, was

die Vertr.O. der bezirklichen Regelung über¬

läßt. Hierzu gehört in erster Linie die genau

Festlegung des Geltungsbereich
Im allgemeinen erstreckt sich der Geltung

bereich eines MVtr.es über einen Arztregister¬

bezirk, rl. h. über das Gebiet, für das bei dem

vom Reichsarbeitsminister bestimmten OVA

oin Verzeichnis der zur Kassenpraxis zugelass«
nen und der die Zulassung begehrenden Aerzt«

geführt wirrl. Der MVtr. bestimmt die AI

grenzung rler Bezirke, für die das Arztregist«

führt wird. Bei dieser Abgrenzung ist, sowei

möglich, Rücksicht auf den staatlichen Vei
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ualtungsbezirk zu nehmen. Vorwiegend sind

ber die wirtschaftliche Natur eines Gebiets,

Verkehrsverbindungen und der Tätigkeits¬
bereich der Aerzte und Kk.en bei der Ab-

renzung zu berücksichtigen (§ 2 Abs. 1 der

Vertr.O.). In dem MVtr. werden die im Arzt¬

registerbezirk zu bildenden Verteilungs¬
bezirke festgelegt, d. h. diejenigen Bezirke,

ir welche die Zahl der zur Kassenpraxis zu¬

lassenden Aerzte festgestellt wird (§ 2 Abs. 1

er Vertr.O., § 17 Abs. 2 der Zul.O.).
Für die Kk.en ist es von wesentlicher Bedeu¬

tung, w i e die Bildung der Verteilungsbezirke

vorgenommen wird. Die Sicherstellung einer

usreichenden ärztlichen Versorgung und die

Höhe der aufzuwendenden Kosten werden durch

die Art der Bildung der Verteilungsbezirke er¬

heblich beeinflußt. Nach § 17 Abs. 1 der Zul.O.

auf je sechshundert Kassenmitglieder
nes Verteilungsbezirks ein Arzt zur Kassen¬

praxis zuzulassen. Von der Bildung der

Verteilungsbezirke hängt es daher ab, ob

in den Groß- und Mittelstädten ein

Ueberfluß, in den Kleinstädten und auf dem

Lande dagegen ein Mangel an Kassenärzten

vorhanden ist, oder ob eine planmäßige Ver¬

teilung der zur Kassenpraxis zugelassenen
Aerzte über den gesamten Geltungsbereich des

MVtr.es erfolgt. Erfahrungsmäßig lassen sich

die Aerzte vornehmlich in den Groß- und

Mittelstädten nieder. Bei der Zusammenlegung
von Groß- und Mittelstädten mit Landkreisen

zu einem Verteilungsbezirk, wie es in einzelnen

MVtr.en geschehen ist, läßt sich die Mehrzahl

rler für diesen Bezirk zugelassenen Aerzte

in den Städten nieder, während auf dem Lande

nur die im GVtr. als vordringlich bezeich¬

neten Arztsitze, die zunächst besetzt werden

müssen, bevor weitere Zulassungen erfolgen
dürfen (§ 23 Abs. 5 der Zul.O.), besetzt werden,
die anderen Arztsitze aber verwaist bleiben.

Ferner bestimmt der MVtr. den Termin für

die Zulassung der Aerzte zur Kassenpraxis
und schreibt zwingend vor, daß es für den

dauernden Ausschluß eines Arztes aus der

Kassenpraxis eines in der Person des Arztes

liegenden wichtigen Grundes bedarf. Viele

MVtre. enthalten eine Bestimmung über den

Wortlaut des Einzelvertrages, den

ler zugelassene Arzt mit der Kk. (Kassenver¬

band, Kassenvereinigung) zu schließen hat.

Außerdem enthält der MVtr. dem Mantelver-

»gsmuster entsprechend die Bestimmungen
'iber die Auswahl des Arztes, in dessen

Behandlung sich der Versicherte begeben will.

Diese Bestimmungen sind nur, soweit es sich

unm die freie Arztwahl hanelelt, in rler Vertr.O.

zwingend festgelegt (§ 12 a. a. O.); im übrigen

iber den Parteien des GVtr.es freigestellt,
ne von der Regelung in der Vertr.O. ab-

ichende Vereinbarung insoweit zu treffen,

die Behandlung in der Wohnung des Kran¬

ken in Frage kommt. Im MVtr. selbst können

daher von der Regelung in § 12 der Vertr.O.

abweichende Bestimmungen dann getroffen
werden, wenn, wie es zulässig ist, der MVtr.

und der GVtr. miteinander vereinigt sind.

Der MVtr. setzt weiter die Voraussetzungen
fest, unter denen ein Kranker von einem Kassen¬

arzt an einen anderen Kassenarzt überwiesen

werden darf, und legt den Kk.en die Verpflich¬
tung auf, ihre Zustimmung zu einem solchen

Arztwechsel nur im Benehmen mit dem

behandelnden Arzt zu geben und jeden Kranken

mit einem Behandlungsausweis zu ver¬

sehen, aus dem sich seine Kassenzugehörigkeit
und die Bezirksstelle der Kassenärztlichen Ver¬

einigung Deutschlands ergibt, mit der die Kasse

den GVtr. abgeschlossen hat. Den Kassenarzt

verpflichtet der MVtr., den Kranken nach den

Bestimmungen des GVtr.es, dem der Kassen¬

arzt beigetreten ist, auch dann zu behandeln,
wenn die Kasse des Kranken an dem GVtr.

nicht beteiligt ist. Die meisten MVtre. legen
den Kassenärzten auch die Verpflichtung auf,
den Kassen auf Verlangen den Krankheits¬

befund mitzuteilen und der Kasse in allen

Fällen unverzüglich Mitteilung zu machen, in

denen sie annehmen oder der Kranke es be¬

hauptet, daß die Krankheit eine Berufskrank¬

heit im Sinne der Unfallversicherung oder die

Folge eines Betriebsunfalls, eines sonstigen
Unfalls oder einer Dienstbeschädigung im

Sinne des Reichsversorgungsgesetzes ist.

Manche MVtre. verpflichten den Kassenarzt

auch zur unverzüglichen Benachrichtigung der

Kasse, wenn er beobachtet, daß eine Krankheit

vorgetäuscht oder Arbeitsunfähigkeit zu Un¬

recht behauptet wird, oder daß der Kranke die

Vorschriften der Krankenordnung nicht befolgt.
Der MVtr. selbst kann dem einzelnen Kassen¬

arzt unmittelbar Verpflichtungen der genannten

Art nicht auferlegen. Derartige Bestimmungen
des MVtr.es sind daher Anweisungen an die

Parteien der GVtre., ntsprechende Besiii.i-

mungen in den GVtr. aufzunehmen. Durch die

Erklärung des Kassenarztes, daß er rlem GVtr.

beitritt, werden die im MVtr. niedergelegten

Bestimmungen dann zu Vorschriften, die den

Kassenarzt binden und die er bei der Ausübung

rler Kassenpraxis zu beobachten hat.

Ferner enthält der MVtr. rlie in der Vertr.O.

niedergelegten Bestimmungen über wirt¬

schaftliche Behandlung unrl die Haf¬

tung der Bezirksstellen rler Kassen«

ärztlichen Vereinigung Deutschlands, Er schreibt

außerdem vor, rlaß die jeweiligen Richtlinien

des Reichsausschusses für Aerzte unrl Kk.en

einen Bestandteil des MVtr.es bilden. We iter

bestimmen rlie MVtre. die Leistungen des

Kassenarztes, rlie rlurch das Kopfpauschale ab¬

gegolten werden, und treffen Bestimmungen
über rlie Festsetzung und Berechnung rles

Kopfpauschale- Nach dem geltenden Mantel-
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vertragsmuster ist l auch zulässig, Bestim¬

mungen über den Regelbetrag, der die Grund¬

lage für die Berechnung der an die Bezirks¬

stelle der Kassenärztlichen Vereinigung
Deutschlands zu entrichtenden Gesamtver-

utung bildet, in den MVtr. aufzunehmen. Die

meisten MVtre. überlassen rlie Festsetzung des

Regel betrages jedoch den Parteien der GVtre.,

ela in dieser Vertragsgruppe die örtlichen Ver-

hiedenheiten besser als im MVtr. berück¬

sichtigt werden können, und beschränken sich

darauf, einheitliche Bestimmungen darüber zu

treffen, ob die Entrichtung der Gesamtver¬

gütung monatlich oder vierteljährlich, vor¬

schußweise oder nachträglich zu erfolgen hat,

und rlie Höhe etwaiger Abschlagszahlungen
^zusetzen.

In alle MVtre. sind die Bestimmungen über die

Üeberwachung der kassenärzt¬

lichen Tätigkeit aufgenommen. Dies ist

ei forderlich, weil der MVtr. festlegen muß, ob

nur ein die kassenärztliche Tätigkeit übei-

wachender Prüfungsausschuß für den ganzen

Asztregisterbezirk oder je einer für einen

den Bezirk eines GVtr.es bestellt werden;

in letzterem Falle können auch mehrere Ge¬

samtvertragsbezirke einem gemeinsamen Prü¬

fungsausschuß unterstellt werden, eine Rege¬

lung, dic ebenfalls durch den MVtr. vorge¬

nommen werden muß.

Schließlich enthält der MVtr. die Bestimmun¬

gen über die Organisation des Ver¬

tragswesens. Der MVtr. hat dabei die

Bildung eines Einigungsausschusses, der bei

Streit über den Abschluß oder die Aenderung
eines GVtr.es an Stelle des Schiedsamts beim

OVA. angerufen werden kannr vorzusehen

unel die näheren Bestimmungen über die Zu¬

sammensetzung dieses Ausschusses zu treft

($ 45 der Vertr.O.). Dabei sind der Geschähe

gang und das Verfahren vor dem Einigung
isschuß in dem MVtr. zu regeln und die b»

der Anrufung des Einigungsausschusses
entrichtenden Kosten festzusetzen. Mancht

MVtre. versuchen, die Anrufung des Einigung
ausschusses dadurch zwingend vorzuschreibt

daß sie den gesamten MVtr., soweit im einzel¬

nen nich Gegenteiliges bestimmt ist, füi

allgemein gültig erklären. Angesichts dti

Bestimmung in § 45 dfr Vertr.O., wonach ci

Einigungsausschuß angerufen werden kann,

stellt eine derartige Bestimmung des MVtr.

eine unzulässige Bindung der Partei

des GVtr.es dar. Einzelne MVtre. treffen auße

dem Bestimmungen über die Bildung des Ver¬

tragsausschusses, der gemäß § 44 der Vertr.O.

zur Üeberwachung der Einzelverträge und dt

GVtr.es zu bilden ist. Der MVtr. bestimmt

auch, wo das Gesamtvertragsregister, in d

ein jeder GVtr. einzutragen ist, geführt wirrl

(§ 8 der Vertr.O.); er setzt den Beginn sein*

eigenen Inkrafttretens fest und trifft Bestim¬

mungen über seine Aenderung und Kündigung

Der MVtr. hat für die einzelne Kk. nicht du

unmittelbare Bedeutung wie der GVti

Dennoch steht er jenem an Wichtigkeit fii

das finanzielle Wohl und Wehe der einzelne

Kk. nicht nach; denn viele Bestimmungen dl

GVtr.es haben ihren Ursprung in dem übei

geordneten MVtr. und müssen in den GVti

aufgenommen werden. Insbesondere übt die

elurch den MVtr. vorgenommene Regelung

rler Verteilungsbezirke auf die Höhe der Au-

gaben für Krankenhilfe einen wesentlichen Ein¬

fluß aus, den im einzelnen aufzuzeigen im

Rahmen eiieses Artikels nicht möglich ist.

Die Krankenversicherung im deutsch-polnischen
Sozialversicherungsvertrag f. okraB, Ber._n-stegi.tz

Am 11. Juni 1931 haben eii Vertreter ei

Deutsdien Reiches und der Republik Polen

einen Vertrag über SV. unterzeichnet. Er ist

letzt« nach zwei Jahren, am 1. September 1933

in Kraft getreten, nachdem er vom Deutschen

Reiche' ratifiziert worden ist. Vertief und

Schlußprotokoll sinel im RGBl. II S. M5 ver-

tentlicht worden. Sie» erfassen alle Ve

sie herungszweMiM' mit Ausnahme rler AlVers.

Wir behandeln hier dw Vorschriften, die für

elie KV. besonders wichtig erscheinen.

Allgemein lueibt Artikel 2 de Ve

tra vor, dafi tür ehe Durchführung der SV.

grundsätzlich die* Vorschriften dea Staates mafi«

end sinel, in el, >\ Gebiet elie» Beschäfti¬

gung ausgeübt wirrl. Hiernach kommt es also

nieht darauf an, welchem Staate de b«

schäftigte Arbeitnehmer und der beschäftigende

Arbeitgeber angehören; auch der Sitz des Be¬

triebes, der rlie Beschäftigung l ergibt,

giunelsätzlich belanglos. Entscheidend für dk

Anwendbarkeit de Rechtes des einen odei

anderen vertragschließenden Staates ist ledig¬

lich eier Beschäftigungsort.
Von diesem Grundseti gibt es jedoch einig«

wichtige Ausnahmen. In anter Linie wer¬

den Sondervorschriften getroffen für vorüber¬

gehende Beschäftigungen, zu denen rler Arbeit

geber Arbeitnehmer von dem einen in d

andere Staatsgebiet entsandt hat. In eii*

Falle finden tür die Dauer eines Jahres <

Rechtsvorschriften eles Staat« in rlem dl

entsendende Betriebe liegt, aul «ii? - Beschäfti-

gungsverhältnisse Anwendung. V n ils mm
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i inen praktischen Fall zu nehmen, eine

utsche Eisenfirma mit eigener BetrKk. Ar-

lter zu Montagearbeiten nach Polen senden

würde, so bleiben diese Arbeiter bei ihrer

utschen Kk. versichert, wenn die Arbeit in

len nicht länger als ein Jahr dauert. Dauert

sie jedoch länger, so müßten die Arbeiter bei

: zuständigen polnischen Kk. versichert wer¬

den. Die Ausnahmt gilt auch dann, wenn die

schaftigung ihrer Natur nach einen wieder¬

holten, in jedem einzelnen Fall ein Jahr nicht

übersteigenden Aufenthalt im anderen Staats¬

biet erfordert.

Die zweite Ausnahme betrifft die land- und

torstwirtschaftlichen Betriebe, die von einem in

den anderen Staat übergreifen, Betriebe also,

bei denen die Grenze zwischen Deutschland

und Polen mitten durch die Aecker und Felder

läuft. Für solche Betriebe gilt das Recht des

Staates, in dem der Sitz des Betriebes liegt.

Ausgenommen von der Versicherung (V.) in

dem jeweils anderen Staate sind weiter die Be¬

diensteter der öffentlichen Verkehrsunter¬

nehmungen, die in dem Gebiete des anderen

Staates beschäftigt sind. Die Ausnahme gilt
nicht nur für die vorübergehende Beschäfti¬

gung auf den sogenannten Anschlußstrecken,

sondern auch für die dauernde Beschäftigung
auf den Grenzbahnhöfen.

Schließlich ist eine Ausnahme getroffen für die

Mitglieder der beiderseitigen diplomatischen
und berufskonsularischen Vertretungen und

der sonstigen amtlichen Stellen, die (wie z. B.

Zollämter, Paßstellen u. ä.) ihren Sitz in dem

jeweils anderen Staate haben. Wenn Be¬

dienstete dieser Art dem entsendenden Staate

^gehören, dann gilt für sie das Recht dieses

Staates auch dann, wenn sie in dem anderen

Staate tätig sind. Dasselbe trifft zu, wenn die

Mitglieder usw. der eliplomatischen Vertretun-

n wieder ihrerseits Bedienstete beschäftigen,
die dem entsendenden Staate angehören. Hier¬

nach ist also z. B. ein polnischer Angestellter
bei einem polnischen Berufskonsulat in

Deutschland nicht nach deutschem, sondern

ich polnischem Recht zu versichern. Ebenso

würele die polnische Hausgehilfin eines polni-
hen Konsuls in Deutschland nach polnischem

Recht zu versichern sein. In Ilen diesen

Fallen kann aber für rlie KV. das Recht des

ideren Staates dann maßgebenel sein, wenn

Arbeitgeber elie bei eler Kk. beantragt.
dem vorgenannten Falle könnte' also der

polnische Konsul bei der deutschen Kk. di

\ seiner polnischen Angestellten nach dewt-

hetn Recht beanti n. Die Kk. muß dann

• V. übernehmen; elie Mitgliedschaft dor Be-

•i steten beginnt an dem Zeitpunkt, an dem

i Kk. der Antrag zugegangen ist. Mit dieser

V ist jedoch eine V. gegen Arbeitsi« keit

ht verbunden.

Für die Angestellten der fremden diplomati¬

sche^ konsularischen usw. Vertretungen, die

nicht dem entsendenden,, sondern dem Emp¬

fangsstaate angehören, gilt das Recht des

Empfangsstaates. Hieran hat der Vertrag
nichts geändert. Wenn sich also z. B. der

polnische Gesandte in Deutschlanel einen

deutschen Chauffeur hält, so ist dieser nach

deutschem Recht kraft Gesetzes zu versichern.

Aus der Zuständigkeit der Rechtsvorschriften

eines Staates folgt selbstverständlich auch die

Zuständigkeit seiner VTr. und VBeh. Ein in

Polen beschäftigter, aber nach deutschem

Recht Versicherter kann also seine Rechts¬

ansprüche gegen seine deutsche Kk. nicht vor

elen polnischen, sondern nur vor den deutschen

VBeh. durchsetzen. Besteht Streit darüber,

welche Kk. zuständig ist, so darf jedoch der

Versicherte hierunter nicht leiden. Es muß ihm

deshalb, bis der Streit entschieden ist, zunächst

eine vorläufige Fürsorge gewährt werden. Sie

ist zu leisten in erster Linie von der Kk., bei

der die V. tatsächlich begründet wurde, nach

ihr von der Kasse, bei der der Anspruch aus

dem streitigen Beschäftigungsverhältnis zuerst

angemeldet wurde. Der Streit über die Kassen¬

zuständigkeit selbst ist der obersten Ver¬

waltungsbehörde zu melden, die sich mit der

obersten Behörde des anderen Staates in Ver¬

bindung setzt und in Vereinbarung mit ihr, ge¬

gebenenfalls auch durch ein Schiedsgericht die

Kassenzuständigkeit festzustellen hat. Der end¬

gültig für zuständig erklärte VTr. hat dann

dem, der die vorläufige Fürsorge gewährt hat,

rlie entstandenen Kosten zu erstatten, jedoch

höchstens in der Höhe, in der er selbst zu

Leistungen verpflichtet gewesen wäre.

Bei der Durchführung der KV. haben sich die

VTr. und VBeh. der beiden Staaten gegen¬

seitig genau so Verwaltungshilfe zu gewähren,
wie sie das gegenüber den Kk.en ihres eigenen

Landes tun. Zu dieser Verwaltungshilfe gehört

auch gegebenenfall die Nachprüfung der

Bezugsrechte der Versicherten und die Vor¬

nahme von Nachuntersuchungen. Dabei etwa

entstehende bare Auslagen fallen rler er¬

suchenden Kk. zur Last. Für die Berechnung

gelten die Vorschriften rles Staates, dem dw

hilfeleistende Stelle angehört, lieber «lie übliche

Verwaltungshilfe hinaus können rlie beider¬

seitigen Kk.en auch noch miteinaneler verein¬

baren, daß die Meldungen bei einer von ihnen

Mir Durchführung rler Meldepflicht bei rler Kk.

des anderen Staat' enügen. Es könnte al

eine deutsche Kk. mit einer polnischen > in-

ren, daß die Meldungen der in Deutschland

schäftigten Angehörigen der polnischen Kk.

rechtsgültig bei rler deutschen Kk. tattH

werden können. Allerdings bedarf eii

artig Vereinbarung rler Zustimmung ck

Ihm! n obersten Verwaltungsbehörden.
Beitrag die* fälschlich n den VTr. eüv
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Staates entrichtet worden sind, während sie

dem VTr. des anderen Staates zustanden, sind

hne weiteres an den zuständigen VTr. zu

überweisen.

Um den Verkehr zwischen den Versicherten,

die dem einen Statte angehören, aber bei

einer Kk. des anderen Staates versichert sind,

zu erleichtern, ist es den Konsuln gestattet,

in die Verhandlungen, Akten usw. genau so

Einsicht zu nehmen wie die Beteiligten selbst.

Einer besonderen Vollmacht bedarf es nicht.

Eingaben usw. der Versicherten dürfen die

Kk.en nicht deswegen zurückweisen, weil sie in

der Sprache des anderen Staates abgefaßt sind.

Allerdings brauchen sie auf diese Eingaben
nicht in der fremden Sprache antworten. Die

Antwort erfolgt vielmehr in der eigenen Amts¬

sprache, doch ist eine Uebersetzung in die-

Amtssprache des anderen Staates beizufügen.

Die bisher erwähnten Bestimmungen gelten für

alle V.zweige ebenso wie für die KV. In

Abschn. B I des Vertrages sind nun weitere

Bestimmungen enthalten, die ausschließlich die

KV. betreffen. Es sind im wesentlichen

folgende:
Soweit die beiderseitigen Gesetze Bestimmun¬

gen über das Ruhen der Leistungen im Aus¬

lande enthalten, finden sie im Verkehr zwischen

Polen und dem Reiche keine Anwendung, wenn

die Versicherten sich in den sogenannten be

nachbarten Grenzgebieten aufhalten. Auch eine

Abfindung (vgl. § 217 RVO.) kommt in diesem

Falle nicht in Betracht. Erhalten bleibt auch

der Anspruch aus dem § 214 RVO.; er wird

sogar insoweit noch erweitert, daß als vor¬

gängige V.zeit, die den Anspruch nach dieser

Bestimmung begründet, auch die V. bei einer

Kk. des Grenzgebietes des anderen Staates an¬

gesehen wird. Anwendung findet ferner d»

§ 212 RVO. (Uebertritt zu einer anderen

Kasse), wenn es sich um einen Uebertritt im

Grenzgebiet handelt. Ein von einer polnischen
GrenzKk. zu einer deutschen GrenzKk. über¬

tretender Versicherter, der in Polen bereits

KH.leistungen bezog, erhält also die weiterer

Leistungen nach deutschem Recht, wobei die

Kk. die Leistungszeit der polnischen Kk. an-

lechnen kann. Schließlich ist die WeiterV

nach § 313 RVO. auch dann gestattet, wenn

sich der Versicherte in dem Grenzgebiete d

anderen Staates aufhält.

Als Grenzgebiet in diesem Sinne gilt der I

zirk der Kk. des jeweils anderen Landes, der

eine gemeinsame Grenze mit dem Bezirk der

Kk. hat, die die Leistungen gewährt oder die

WeiterV. vornimmt. Die obersten Verwaltuni

behörden beider Länder werden noch weitere

Grenzgebiete bestimmen.

Innerhalb der Grenzgebiete kann entweder die

eine Kk. die Leistungen genau so gewähren
wie im eigenen Lande, oder aber, sie kann auch

die fremde Kk. darum ersuchen. Natürlich I

sie der anderen Kk. dann die baren Auslagen
zu erstatten. Für die Erstattung der Sach¬

leistungen gelten dabei die Gebührensätze, die

die ersuchte Kk. für ihre eigenen Versicherten

aufzuwenden hat. Die Kk.en oder ihre Ver¬

bände können aber etwas anderes vereinbaren.

Es wäre zu wünschen, daß die beiderseitigen

Kk.enspitzenverbände eine derartige Regelung,
die etwa den bekannten Vereinbarungen zu

den §§ 219 ff. RVO. entsprechen würde, mög¬
lichst bald treffen. In diesen Vereinbarungen
könnte dann auch gleichzeitig die Frage ge¬

regelt werden, welche Bezirke als Grenzbezirke

anzusehen sind, nach denen die FH. zu ge¬

währen ist. Auch zu Vereinbarungen hierüber

ermächtigt der Vertrag die Kk.en ausdrück¬

lich. Schließlich erscheint es nicht unnötig,

auch Vereinbarungen zwischen den beider¬

seitigen Kassenverbänden zu schließen über die

Durchführung der KH. für Versicherte, die

nicht im Grenz-, sondern in anderen Gebieten

des anderen Staate erkranken. In seinem

Artikel 16 weist der Vertrag ausdrücklich auf

diese Möglichkeit hin.

Reichserbhofgesetz und Zwangs¬
vollstreckung.
Das Reichserbhofgesetz vom 29. September
1933 (RGBl. I S. 685) schafft für Erbhöfe
einen weitgehenden Vollstreckungsschutz, der

auch die Beitragsforderungen der SVTr. um¬

faßt. Nach den grund liehen Einleitung
rten zum Gesetz wirrl unter Erbhof land-

und forstwirtschaftlicher Besitz in der Größe

von mindester ner Ackernahrung und von

höchster 125 Hektar verstanden, wenn er

einer bauernfähigen Person gehört. Näheres
über Begriff und Struktur des Erbhofes be¬
stimmen die 5$$ 1 bis 10 des Geset u-

rechende Grundstücke, die durch Wein-, Ge¬
müse- oder Obstbau enutzt werden, gehen

ebenfalls als Erbhof. Zum Erbhof gehören alle

im Eigentum des Bauern stehenden Grund¬

stücke, d regelmäßig von der Hofstelle

aus bewirtschaftet werden, und das im Eigen¬
tum des Bauern stehende Zubehör. Eine

zeitweilige Verpachtung oder ähnliche vorüber¬

gehende Benutzung von Hofgrundstücken, z. B.

als Altenteilsland, schließt dw Hofzugehörig¬
keit nicht aus. Das Hofzubehör umfaßt ins!

sondere r auf dem Hofe für die Bewirt¬

schaftun vorhandene Vieh, Wirt¬
schaft s- und Hau erat einschließlich

des Leinenzeugs und der Betten, den

vorhandenen Dünger und die für die Be¬

wirtschaftung dienenden Vorrate an I a n

wirtschaftlichen Erzeugnissen.
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m Hofzubehör gehören außerdem die auf den

>f bezüglichen UrkuneJen, aus früheren Gene¬

ionen stammende Familienbriefe, Bilder mit

innerungswert, Geweihe und ähnliche auf den

>f und die darauf seßhafte Bauernfamilie be¬

igliche Erinnerungsstücke, ferner Forderun-

n aus für den Hof und dessen Zubehör ein-

_rangenen Versicherungen nebst den hierauf

usgezahlten Entschädigungssummen sowie ein

i Abtragung einer Hofschuld angesammeltes
nigiTngsguthaben.
rundsätzlich ist ein Erbhof unveräußerlich

.nd unbelastbar. Dies gilt aber nicht für eine

Verfügung über Zubehörstücke, die im Rahmen

ordnungsmäßiger Wirtschaftsführung getroffen
rrl. Die Veräußerung oder Belastung kann
ioch vom Anerbengericht, gegebenenfalls
ter Erteilung einer Auflage, genehmigt wer¬

den, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

In den Erbhof (Grundstücke und Zubehör) kann

gen einer Geldforderung nicht voll¬

streckt werden. Das gilt für alle Geldforde-

._-en, seien es öffentliche,, öffentlich-recht¬

liche oder privatrechtliche. Für eine Zwangs-
ilstreckung steht danach nur das nicht zum

h'rbhof gehörige Eigentum des Bauern zur Ver-

gung. Wegen p r i v a t rechtlicher Geld¬

derungen darf auch in die auf dem Erbhof

wonnenen landwirtschaftlichen Erzeugnisse
cht vollstreckt werden. Durch eine Ueber-

ngsvorschrift finden jedoch vorläufig, bis zu

einer anderen, im Wege der DurchfVO. zu

ffenden Regelung, auch für privatrechtliche
Forderungen die nachstehenden Vorschriften

Anwendung. Wegen öffentlicher Abgaben,
wegen eines Anspruchs aus öfientlichen Lasten
oder wegen einer sonstigen öffentlich-recht¬
lichen Geldforderung, zu denen SV.beiträge

hören, kann in die auf dem Erbhof gewonne¬
ne! wirtschaftlichen Erzeugnisse vollstreckt

werden, soweit diese nicht zum Zubehör

lören und nicht zum Unterhalt des Bauern

seiner Familie bis zur nächsten Ernte er-

rderlich sind. Eine derartige Vollstreckung
wenn die Forderung ohne Zinsen und

>ten den Betrag von 150 RM. übersteigt, nur

beginnen, wenn der Gläubiger einen Monat
rher dem örtlich zuständigen Kreis-

uernführer den Vollstreckungstitel so¬

wie die Erklärung hat zustellen lassen, daß
die Zwangsvollstreckung gegen den Bauern
zuleiten beabsichtige. Innerhalb der Monats-
st kann der Kreisbauernführer, falls er vom

eichsnährstand dazu ermächtigt ist,
n Gläubiger gegenüber schriftlich die Er-

rung abgeben, daß er die Schuld für den

chsnährstand übernehme. Durch diese Er-

rung wird der Reichsnährstand verpflichtet,
i Gläubiger gegen Aushändigung des Voll-

**ckungstitels nebst einer öffentlich beglaubi
Empfangsbestätigung zu befriedigen. Der

lubiger kann dann die Forderung nicht mehr

/en den Bauern geltend machen. Soweit der
chsnährstand den Gläubiger befriedigt, geht
Forderung kraft Gesetzes auf ihn über.
Reichsnährstand kann aus m Voll-

gstitel gegen den Bauern mit den oben
ihnten Beschränkungen vollstn - n.

Erbhofgesetz einschließlich rler Voll-

ckungsvorschriften ist am 1. Oktober 1933

in Kraft getreten. Der Reichsminister der
Justiz und der Reichsminister für Ernährung
und Landwirtschaft sind ermächtigt, gemein¬
schaftlich DurchfVO.en zu erlassen. Sie können

hierbei, soweit sie es zur Erreichung des
Zweckes des Gesetzes für erforderlich halten.
auch Vorschriften ergänzenden oder abweichen¬
den Inhalts treffen.

Die 1. DurchfVO. zum Reichserbhofgesetz ist

inzwischen, und zwar am 19. Oktober 1933

(RGBl. I S. 749), ergangen. Das Gebiet der Be¬

schränkungen der Belastung des Erbhofs und
der Zwangsvollstreckung wird in den §§ 64

und 65 der DurchfVO. behandelt. Danach be¬

zieht sich der Grundsatz, daß der Erbhof un¬

belastbar ist, nicht auf Grunddienstbarkeiten,
beschränkte persönliche Dienstbarkeiten oder

öffentliche Lasten. Zu diesen Ausnahmen rech¬

nen Beitragsforderungen der SVTr. nicht. Ist

vor dem Inkrafttreten des Gesetzes auf eine Be¬

sitzung, die Erbhof geworden ist, eine Hyopthek
eingetragen, der Gegenwert aber noch nicht aus¬

bezahlt, so hindert der Grundsatz der Unbelast-

barkeit des Erbhofs den Gläubiger nicht, durch

Auszahlung des Gegenwerts die Hypothek zu

erwerben. Hat eine Besitzung, die auf Grund

des Reichssiedlungsgesetzes vom 11. August
1919 oder des Ges. über die Neubildung deut¬

schen Bauerntums vom 14. Juli 1933 geschaffen
ist, die Erbhofeigenschaft, so steht der erwähnte

Grundsatz einer von der Siedlungsbehörde zu¬

gelassenen Belastung des Hofes nicht entgegen.
Wenn öffentlich-rechtliche Geldforderungen, wie

die Beitragsforderungen der SVTr., der Bei¬

treibung im Wege des Verwaltungszwangs¬
verfahrens unterliegen, so gelten die oben im

3. Abs. unserer Abhandlung (von „Eine der¬

artige Forderung darf usw. bis zum Schlüsse

des Absatzes) besprochenen Vorschriften. In

diesen Fällen hat die mit der Beitreibung be¬

faßte Vollstreckungsbehörde eine Beschei¬

nigung auszustellen, in der sie 1. Gläubiger
und Schuldner sowie Grund und Höhe des An¬

spruchs bezeichnet, 2. die Verfügung (Entsch.,
Anordnung, Beschluß) angibt, aus der die Ver¬

pflichtung zur Zahlung hervorgeht, 3. beschei¬

nigt, daß der Anspruch vollstreckbar und im

Verwaltungszwangsverfahren beizutreiben ist.

Statt rler im Gesetz vorgesehenen Zustellung des

Vollstreckungstitels läßt die Vollstreckungs-
lehörde diese Bescheinigung dem Kreis¬

bauernführer zustellen. Falls der Kreisbauern-

tührer die Schuld für den Reichsnährstand über¬

nehmen will, hat er dies der Vollstreckungs¬
behörde gegenüber zu erklären. Der Reichs¬

nährstand befriedigt den Gläubiger durch Zah¬

lung an die Vollstreckungsbehörde. Kk.en er¬

halten danach direkte Zahlung nur, wenn sie von

der Vorschrift des S 404 Abs. 4 RVO. Gebrauch

•macht haben, andernfalls werden sie, wie die

anderen VTr.. über den V über die mit der

Vollstreckung beauftragte Gemeindebehörde be¬

friedigt. Die Verpflichtung des Reichsnahr-

st ar. zur Befriedigung rles Gläubigers ist ab¬

hängig von der Aushändigung einer von der

üstreckungsbehörde vollzogenen und mit

m Dienstsiegel versehenen Bescheinigung.
e den oben zu 1., - 3. angegebenen Inhalt

tt und außerdem die Bestätigung enthält, daß

r Reichsnährstand die Schuld übernommen

und beglichen hat und daß damit die Forderur
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jjegen den Schuldner auf den Reichsnah stand

übergegangen ist. Wenn die' Bescheinigung dem

Kreisbauernführer ausgehändigt worden ist, so

ist der Reichsnährstand berechtigt, die Forde-

lung nach den Vorschriften über Beitreibung
öffentlicher Abgaben beitreiben zu lassen.

Die oufGrund desGesetzes zurVerminde-

rung derArbeitslosigkeit vom 1 Juni 1933
xu Tiefbauarbeiten herangezogenen Ar¬

beitslosen gelten ftir die reichsgesetzliche
UV. ab Arbeiter im Sinne des § 544 Abs.l

Nr. 1 RVO. Für die Berechnung der Lei¬

stungen und der Beiträge ist derOrtslohn

zugrunde zu legen.
Schreiben des RVA. vom 9. August 1933 —

Gem.Verm. ! 406533
.

Nach dem Gesetz zur Verminderung der Ar¬

beitslosigkeit vom 1. Juni 1933 (RGBl. I S. 323)
Abschn. I § 2 Nr. 6a bis c wird den zu Tiefbau¬
arbeiten (Erdarbeiten) der Länder, Gemeinden

und Gemeindeverbände (§ 1 Nr. 7 a. a. O.)
herangezogenen Arbeitslosen neben der Ar¬

beitslosenhilfe eine Vergütung von 25 Reichs¬

mark für je vier volle Arbeitswochen in Form

eines Bedarfsdeckungsscheines und eine warme

Mahlzeit je Arbeitstag (oder ein angemessener

Entgelt in bar) gewänrt. Die Frage, ob diese

Bezüge einen Arbeitsentgelt darstellen, auf
Grund dessen die UV.Beiträge sowie die

Leistungen zu berechnen wären, ist zu ver¬

neinen, wie sich aus dem Rundschreiben des
Herrn RAM. an die obersten Landesbehörden
vom 14. Juli 1933 ergibt. Das RVA. hat dem¬

entsprechend an die Vorstände der der Auf¬
sicht des RVA. unterstehenden Baugewerks-
BG.en einschl. der Tiefbau-BG. folgendes
Schreiben gerichtet:
„Das RVA. weist darauf hin, daß nach Ab¬

schnitt IV Nr. 4 letzter Absatz des Rund¬
schreibens des Herrn RAM. vom 14. Juli 1933

(IVa 12103. 33 — IVb 5203. 33), betreffend
Durchf. der neuen Arbeitsbeschaffungsmaß¬
nahmen (abgedruckt im RArbBl. 1933 I Nr. 21

S. 182 ff.), die bei Arbeiten nach dem oben be¬
zeichneten Gesetz beschäftigten Arbeitslosen
für die reichsgesetzliche UV. als Arbeiter im

Sinne des § 544 Abs. 1 Nr. 1 der RVO. gelten
und für die Berechnung der Leistungen und der

Beiträge der Ortslohn ($$ 149 bis 152 RVO.)
zugrunde zu legen ist."

Übertragung von Befugnissen auf den
Präsidenten der RfAuA.

Durch Erlaß vom 27. September 1933 (RABl.
I 246) hat der RAM. auf Grund der NotVO.

xe>m 18. März 1933 — Kap. XIX - (RGBl. I

MW, 122) dem Präs. eler RfAuA. bi uf
wei: alle Befugnisse überti n, di^ dein

Verwaltungsrat der RfAuA. nach $$ 75c Abs
unrl llfta AVAVG. zustehen. Bei $' 75c Abs.2
AVAVG. handelt es sich darum, daß die Be¬

wältigung >n Hausgewerbtreibenden unrl

Heimarbeitern lvers.pflichtig ist, oweit

(bisher der Verwaltungsrat) nunmehr der Präs.

der RfAuA. dies mit Zustimmung des RAM.

»orelnet. Nach $ 116a AVAV( i. kann über

eii» \Iu für unständig Beschäftigte sowie für

Hausgewerbtreibende und Heimarbeiter (b
her der Verwaltungsrat) nunmehr der Pr
der RfAuA. mit Zust. des RAM. Vorschrift»

erlassen, die von denen der §§ 87 bis 1 lö
AVAVG. abweichen.

Verzicht auf Befreiungsanzeigen in der

Landwirtschaft.

Anordnung des Präs. der RfAuA. vom 27. Sej.
tember 1933 (RABl. S. I 246).
Auf Grund von § 85a Abs. 4 AVAVG. ordm-

ich an, daß bei einer Beschäftigung in i

Landwirtschaft, der Forstwirtschaft, der Binnen

fischerei einschließlich der Teichwirtschaft oder

der Küstenfischerei auf Befreiungsanzeigen ver¬

zichtet wird. Der Verzicht gilt auch für eine-

Beschäftigung in der Land- oder Forstwirt

schaft, der Binnenfischerei einschließlich ri

Teichwirtschaft oder der Küstenfischerei, die

auf Grund eines Lehrvertrages stattfindet.

Diese Anordnung gilt mit Wirkung vom 1. Ok¬

tober 1933 ab.

Verlängerung derVPfl.von Hausgewerb¬
treibenden in der AlVers.

Die Beschäftigung von Hausgewerbtreibenden
und Heimarbeitern unterlag, zuletzt auf Grund

der VO. vom 23. März 1933 (RABl. S. I 92),
bis zum 30. September 1933 der VPfl

zur AlVers., wenn sie nach der RVO. der

KV. unterlag und nicht nach den §§ 70 bis 75b,

75c Abs. 1, 75d, 80, 208 und 209 AVAVG.

oder nach der VO. vom 18. Oktober 193(»

(RABl. 1930 S. I 227) von der VPfl. ausge¬

nommen war. Eine VO. des Präs. der RfAuA.

vom 2. Oktober 1933 (RABl. S. I 246) verlängert
die VPfl. über den 30. September 1933 hinaus

bis zum 31. März 193 4.

Zur Durchführung
des Berufsbeamtengesetzes.
Die Vorschriften der 2. DurchfVO. zum Berut-

beamtengesetz (RGBl. I S. 233, 458), die ins

besondere auch für die SV.Angestellten An¬

wendung finden, haben in der Praxis mehrfach

zu Zweifeln und unzutreffenden Auslegungen
geführt. Der RAM. hat deshalb in einem

Erlaß vom 2 September 1933 — IIa 9762/33

nähere Erläuterungen zu einzelnen Bestimmun¬

gen gegeben. Allgemein wird festgestellt, daß

die Kündigungen und Entlassungen der An¬

gestellten vom VTr. ausgesprochen werden

müssen, aber an eine Form nicht gebunden
sind. Als Zustellung gilt das Zugehen im Sinne

des bürgerlichen Rechts, also auch die m ü n rl

liehe Erklärung der dazu berufenen Stelle.

Bei den nach Nr. 3 der 2. DurchfVO. (N i c h t

r i e r) Gekündigten wirkt die Kündigur
wenn sie nicht am Monatsersten zugegan^

ist, erst zum Schlüsse des folgende
Monats. Daher sind bis zu diesem Zeitpunkt di«

vollen Dienst bezÜL zu gewähren, selb-

wenn der Dienstverpflichtete z. B. bereits voi

inen Dienstobliegenheiten enthoben war. An

schließend sind für 3 Monate die vollen Be

züge zu gewähren. Hätte jedoch dem Dien

verpflichteten nach den für ihn bisher gelten
elen gesetzlichen und vertraglichen Bestimmui

gen zu einem früheren Zeitpunkt als dem AI
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it der Dreimonatsfrist gekündigt werden

»nnen, so ist dieser Zeitpunkt für die Be-

iigung der Gewährung voller Dienstbezüge
tßgebend. Für die Ermittlung der geltenden

Kündigungsfrist bleiben außer Betracht die

sten des Angestelltenschutzgesetzes, des

tr iebsrategesetzes und des Schwerbeschä-

jtengesetzes. Ferner entfallen vertragliche
Kündigungsbeschränkungen für „langjährig be¬

st häftigte Dienstverpflichtete". Hier handelt es

>ich um Sicherungen, die den Dienstverpflich¬
ten nach einer Dienstzeit von wenigstens fünf

Jahren und mit Rücksicht auf diese Dienstzeit

währt werden. Vertragliche Kündigungs-
>chränkungen, die ohne Rücksicht auf die

_nge der Dienstzeit gewährt sind, werden

cht betroffen,, z. B. die Beschränkung der

Kündigung auf wichtige Gründe oder die Fest-

zung der Kündigungsfrist auf 6 Monate für

Dienstverpflichtete mit höheren Dienstleistun-

n bei Abschluß des Vertrages oder nach

ner kürzeren Dienstzeit als 5 Jahre; die Drei¬

monatsbezüge sind dann also ungekürzt zu

ihlen.

Für die Zeit nach Ablauf der Dreimonats- oder

ier etwa kürzeren Kündigungsfrist ist zu unter¬

scheiden, ob dem Gekündigten klagbare
Bezüge zustehen oder nicht. Die hierzu ge¬

gebenen Erläuterungen sind außerordentlich

ichtig und bedeutsam. Da durch die Kündi¬

mg nach dem Berufsbeamtengesetz das

Dienstverhältnis beendet ist, kommen klagbare
Dienstbezüge für den aktiven Dienst nicht

mehr in Frage, sondern nur Versorgungs-
!>e/üge, Uebergangsgelder usw. Soweit nach

Beendigung des Dienstverhältnisses klagbare
Bezüge dieser Art zustehen, sind sie in Höhe

v Ml drei Vierteln zu gewähren. „Klagbare Be-

ge*- im Sinne dieser Vorschrift, d. h. Ver-

igungsbezüge stehen dem Gekündigten
doch nur zu, wenn ihm im Falle der Auf¬

lösung seines Dienstverhältnisses Versorgungs-
l>ezüge ohne die Bedingung der

Berufsunfähigkeit zugesichert sinel.

Hierzu gehören auch die, deren Versorgung
sich nach dem Recht der Reichs- oder Landes-

heamten richtet, ohne ausdrücklich auf den

I*all der Berufsunfähigkeit beschränkt zu sein,
wie rlies z. B. nach den Bestimmungen der

Musterdienstordnungen der BG.en und Kk.en

r Fall ist. Für die Kk.enangestellten kommen

liauptsächlich die Bestimmungen in Frage, die

m § 21 der Musterdienstordnung rles Be-

Idungsabkommens vom 25. Februar 1927 und

NB $ 18 der Musterdienstordnung des Tarif«
rti ages für die Verwaltung rler Kk.en vom

14. Mai 1928 entsprechen. Voraussetzung ist

ibei die Zurücklegung rler für den Erwerb de

Vnspruchs auf Versorgung vorgesehenen
irtezeit und der Nachweis e-iner zehnjährigen

• tchlicheA Dienstzeit in Planstellen.

W eichen jedoch dio Dienstorelnungen dei

Kk.en von diesen Bestimmungen eie»r Muste»r-

istOrdnungen ab unrl inachen sie die Gr

irung von V» i sorgungsbezügen von der

ru ls Unfähigkeit innig, be-
! kein Anspruch auf klagbare Versorgunu

züge. Dann gilt Nr. 3 Abs. 1 Satz 3 ra r

hsatz rler 2. DurchfV( >. Es kommt danach

/licheninlls eine widerrufliche Unterstützung

in Frage. Ein Rechtsanspruch darauf besteht

nicht; es handelt sich um eine Kann leistung.
Ueber ihre Gewährung, ihren Umfang und

ihren Widerruf entscheiden die in Nr. 5 Abs. 5

der 2. DurchfVO. bezeichneten obersten

Reichs- oder Landesbehörden, die diese Be¬

fugnisse auf andere Stellen übertragen können.

Die hiernach befugten Stellen können auch

gegen den Wi Ilen des VTr. Kannbezüge
festsetzen. Die Leistungen werden bei Be¬

dürftigkeit gewährt. Dieser Begrifl ist

nicht gleichbedeutend mit dem der fürsorge¬
rechtlichen Hilfsbedürftigkeit. Bei der Gewäh¬

rung und Bemessung der Kannbezüge soll

nicht engherzig verfahren werden. Ehe

Bedürftigkeit ist nur zu prüfen, wenn ein be¬

sonderer Anlaß vorliegt. Die Bezüge sind nach

oben auf % des Betrages beschränkt, der dem

Dienstverpflichteten im Falle der Berufsunfähig¬
keit zustehen würde; ein Mindestbetrag ist

nicht festgesetzt.
Personen, die national unzuverlässig
sind (Nr. 4 der 2. DurchfVO.), wird nicht mit

einer Frist gekündigt; sie werden fristlos ent¬

lassen. Ihr volles Dienstgehalt wird aber, wenn

ihnen die Entlassungsverfügung nach dem

Monatsersten zugegangen ist, bis zum Ende

dieses Monats gezahlt. Für die anschließende

Zeit — Gewährung der vollen Bezüge für drei

Monate oder den kürzeren Zeitraum der Künd¬

barkeit — gilt das gleiche wie bei den auf

Grund von Nr. 3 der 2. DurchfVO. (Nicht¬
arier) Entlassenen. Ebenso verhält es

sich mit den im Anschluß an die

vollen Bezüge zu gewährenden
„klagbaren Bezüge" (Versorgungs¬
bezüge) und der widerruflichen

Unterstützung. Nr. 4 der 2. DurchfVO.

gilt nach dem Gesetz vom 22. September 1923

(RGBl. I. S. 655) und die VO. vom 29. Sep¬
tember 1933 (RGBl. I S. 697) entsprechend auch

für bereits in den Ruhestand getretene An¬

gestellte. Der Erlaß des RAM. konnte diese

Kategorie von Betroffenen noch nicht umfassen.

Es dürfte aber kein Zweifel bestehen, daß die

Ausführungen des Erlasses, soweit die Weiter-

<4ewahrung der vollen Bezüge für 3 Monat'

und im Anschluß daran die Gewährung von

drei Vierteln der klagbaren Bezüge in Betracht

kommen, sinngemäß gelten.

Krankengeld für Arbeitslose.

Auf die Stellungnahme von Lieske in Nr. 20

S. 297 zu meinen Ausführungen in Nr. 13/14
S. 204 der VZ. bemerke ich folgendem:
Es ist richtig, daß das RVA. in der E. 3925 (AN.
1931 S. 9; VZ. 1931 S. 86) den Grundsat/ auf¬

stellt, rlaß rler Arbeitslose weder einen Vorteil

ei zielen, noch einen Nachteil erleiden soll, wenn

er erkrenkt unrl arbeitsunfähig wird. In meinet

Abhandlung bin ich auf die E. 3925 unel aut

en VF., rler rlie E. herbeiführte, näher ein¬

gegangen; dies erübrigt sich also hier. Zu be

tonen ist nur, rlaß das RVA. in dei nannten

I bestimmt, eiaß an rlen Kläger ab 30. Mai

1930 das KG. in Hohe rler Hauptunterstützun(
Ell zahlen warf da elieser Tag der Tag des Ab¬

laufs <hi berufsüblichen Arbeitslosigkeit war

unrl mit diesem Tage rlie Alu.empfünger dieses

Personenkreises iriede mein die Haupt¬
unterstützui hielten. — Aus dieser l:. kann
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nun nicht gefolgert werden, daß die innerhalb
der ersten sechs Wochen des Alu.bezuges
arbeitsunfähig erkrankten Arbeitslosen vom Be¬

ginn der siebenten Unterstützungswoche ein
KG. nur in Höhe des sich nach der Hilfsbedürf-

tigkeitsprüfung ergebenden Alu.satzes zu er¬

halten haben, denn: der Lauf des Alu.bezuges
wird durch die eintretende Arbeitsunfähigkeit
(AU.) unterbrochen (E. des RVA. 3843,
AN. 1930 S. 392). Für die Dauer von 36 Tagen
hat der Arbeitslose Alu. zu beziehen; eine Ver¬
änderung der Alu. tritt, wenn der Alu.bezug
durch All. unterbrochen wird, nicht automatisch

nach Ablauf von 36 Unterstützungstagen (sechs
Wochen) ein, sondern erst dann, wenn die Alu.
tatsächlich 36 Tage lang bezogen worden

i s t (8 99 AVAVG. u. Artikel 3 der VO. des

RAM. vom 16. Juni 1932). Der Fristlauf der

Alu. wird durch den Eintritt der AU. gehemmt,
dies bedeutet, daß der Anspruch auf die Alu.

um die Dauer der KG.gewährung verlängert
wird, denn nach Ablauf der AU. wird die Alu.

in unveränderter Höhe bis zum Ablauf der

Unterstützungsfrist (insgesamt 36 Tage) weiter¬

gezahlt.
Wenn die Ansicht von L. richtig wäre, so

würde einem Alu.empfünger, der in den ersten

sechs Wochen arbeitsunfähig erkrankt, zuerst

KG. in Höhe rles vollen Alu.satzes bis zum Ab¬
lauf der sechs Wochen nach Beginn des Alu.¬

bezuges zustehen, dann ein KG. in Höhe der

Alu.r die auf Grund der Hilfsbedürftigkeit zu

zahlen wäre. Nach Ablauf der AU. wäre rlann

his zur Beendigung der Unterstützungsfrist (ins¬
gesamt 36 Tage) wieder die volle Alu. und nach

Ablauf dieser Frist eine Alu. nach dem Grade
rler Hilfsbedürftigkeit zu zahlen. Wenn die

Meinung von L. zuträfe, dann dürfte diesem

Arbeitslosen, wenn die Hilfsbedürftigkeit ver¬

neint wird, nach Ablauf von sechs Wochen nach

Beginn des Bezuges der Alu. kein KG. mehr

gewährt werden. Dies verneint L. jedoch — und

mit Recht. Nur ist die Begründung nicht die

rechte, denn: rler Lauf der Unterstützungsfrist
wird, wie oben betont, durch die AU. lediglich
unterbrochen, das KG. ist in unvermin¬

derter Höhe bis zum Ablauf der AU. bzw. bis

zum Ablauf der Leistungsfrist der Kk. fortzu-

/ahlen, wenn sich im Laufe des KG.bezuges d'w

Alu. nicht kraft Gesetzes für alle Arbeits¬
losen, also allgemein, ändert.
Die gegenteilige Ansicht des RAM. im Erlaß

vom 12. November 1932 kann nach Prüfung
¦ämtlicher E.en, die bisher in Streitfällen über

Höhe und Dauer des KG.es für Arbeitslose ge-
tioffen wurden, nicht vertreten werden.
Ganz besonders verweise ich nochmals auf

rlie Auskunft in der ArbVers. Heft 11 1933

S. 184, deren Inhalt sich mit meiner Auslegung
vollkommen deckt unel rlie Rechtslage klar

herausstellt. Franz Dömkes, Mülheim-Ruhr.

Anmerkung der Schriftleitung: Wir schlfeßen
hiermit die Erörterung ab. Bei den wider¬
streitenden Auffassungen dürfte zur endgültigen
Klarstellung abzuwarten sein, wie die Recht¬

sprechung, insbesondere rlas RVA., den Sach-
•rhalt beurteilt. Da rlie besprochene Präge in

i Praxis häufig zu Streitfällen Anlaß gibt,
Wäre Be wünschenswert, rlaß ein solcher Fall

recht bald zu einer grundsätzlichen E. ge
bracht wirel.

Ende der Versicherungspflicht
und Weitergewährung von Entgelt.
Zur Frage der Beendigung der Versicherung
pflicht macht in Nr. 19 dieser Zeitschr
(S. 280 81). Willi Labandter, Bielefeld, in Hi
blick auf Entlassungen auf Grund des Berul

beamtengesetzes Ausführungen, die im Ergebi
wohl richtig, teilweise aber gleichzeitig geeigr.
sind, irrige Auffassungen entstehen zu lasse
Die VPfl. von Arbn., die auf Grund des Berui

beamtengesetzes wegen mangelnder Eignm
oder wegen nationaler Unzuverlässigkeit frist
los entlassen werden, endet ebenso wie die VPfl.
der wegen nichtarischer Abstammung mit ein«

Frist von einem Monat gekündigten Arbn. mit

dem Tage der rechtswirksamen Entlassun
nicht erst nach Ablauf der Frist von dre

Monaten, für die die bisherigen Dienstbezüi
nach der Entlassung weitergezahlt werde

Wenn Labandter feststellt, bei der ersten Grupp«
der Arbn. bestehe die VPfl. für die Zeit d

Weiterzahlung der Bezüge nicht, anders ab
sei die Dauer der VPfl. bei der zweiten Grup|
zu beurteilen, obwohl er dann selbst zu dem Er

gebnis kommt, daß auch hier der dreimonatig
Gehaltsweiterbezug VPfl. nicht begründen kann,
so ist das, weil sinnstörend, zum mindesten im

Ausdruck falsch. Eine Richtigstellung ist not¬

wendig. Beide Fälle sind versicherungsrechtlich
nicht verschiedenartig, sondern vollkommen

gleichartig gelagert, von einer verschieden¬

artigen Beurteilung kann daher nicht gesprocht
werden.

Die VPfl. endet, wie L. richtig feststellt, mit

der Beendigung der Verfügungsmacht des Arb^
Die eine Gruppe der vom Berufsbeamtengeset/
erfaßten Arbn. wird fristlos, die andere nach

Ablauf einer einmonatigen Kündigungsfrist ent¬

lassen. Im ersten Falle erlischt die Verfügung
macht des Arbg. sofort nach Ausspruch der

fristlosen Entlassung, im zweiten nach Ablaut

der Kündigungsfrist und in beiden Fällen wirrl

die VPfl. nicht deshalb verlängert, weil die

Dienstbezüge drei Monate über den Tag der

Entlassung weitergewährt werden. Wenn als«»

die VPfl. der einen mit der fristlosen, die der
andern mit der fristgerechten Entlassung endet,

so ist sie im Einzelfall wohl von verschiedener

Dauer wegen der Verschiedenheit der Entla

sungstage, die Beendigung wird aber aus einei

versicherungsrechtlich vollkommen gleich¬
artigen Beurteilung heraus bestimmt, daraus

nämlich, daß das Ende der VPfl. mit dem Weg¬
fall der Verfügungsmacht des Arbg. eintiitt.

Ld

Die Aussteuerung
bei einer Krankenhauspflege.
Nach § 183 RVO. endet die Krankenhilfe sp.

testens mit Ablauf der 26. Woche nach Beginn
rler Krankheit. Wird jedoch Krankengel
erst von einem späteren Tage an bezogen, s

endet die KH. erst mit dem Ablauf dei

26. Woche nach dem Beginn des KG.bezuge
Bei der Durchführung dieser Bestimmungen i

die Präge zu beantworten, wann die KH. endet

wenn der Versicherte vom ersten Tage seine

Krankheit an Krankenhauspflege erhielt.

Die KHPfl. wirrl an Stelle der KPfl. und des K(

•währt, wie aus dem $ 184 RVO. hervorgeht

314



Im KHPfl. zu erhalten, braucht aber der Ver¬

tierte nicht unbedingt einen Anspruch auf

Ml. und KG. zu besitzen. Es genügt schon,
•nn er Anspruch auf eine dieser Leistungen
it. Einem Lehrling ohne Entgelt, dem

ch £ 494 RVO. im Falle einer Arbeitsunfähig¬
st KCi. nicht zu zahlen ist, kann genau

KHPfl. zugebilligt werden, wie einem arbeits¬

unfähigen Angestellten, dessen Anspruch auf

Kranken- und Hausgeld ruht, weil er während

seiner Krankheit Arbeitsentgelt erhält.

Daraus geht hervor, daß die KHPfl. sowohl an

Stelle der KPfl. als des KG. tritt. Haben

r das erkannt, dann kommen wir zwangs-

ilig zu einer richtigen Beantwortung der ge¬

stellten Frage. Wir haben dann nur noch den

$ 183 RVO. richtig anzuwenden. Dazu müssen

wir aber den § 182 a. a. O. näher betrachten.

tchl 182 RVO. wird als KH. vom Beginn
r Krankheit an KPfl. und vom vierten

läge der Arbeitsunfähigkeit an KG. gewährt.
Ist nun dem Versicherten vom Beginn der

Krankheit an eine KHPfl. zu gewähren, dann

tritt, wie sich aus den vorstehenden Fest-
• "Illingen ergibt, die KHPfl. für die ersten drei

läge an die Stelle der KPfl. und vom vierten

läge an en die Stelle der KPfl. und des KG.

Das ist jetzt die Regel. Früher hatten die Kk.en

lie Möglichkeit, das KG. schon früher zu

zahlen. Bestand die Krankheit bereits vor dem

Eintritt der Arbeitsunfähigkeit, dann fiel die

dreitägige Wartezeit ganz oder teilweise weg.

Außerdem gestattete aber auch der § 191 RVO.

len Kk.en, ihren Mitgliedern das KG. schon

\<»m ersten Tage der Arbeitsunfähigkeit an zu¬

zubilligen bei Krankheiten, die länger als eine

Woche dauern, zum Tode führen, durch einen

Betriebsunfall verursacht worden sind oder

auch noch — allerdings nur mit Zustimmung
des OVA. — für andere Krankheiten.

I )iese Möglichkeiten bestehen nicht mehr. Die

Vorschrift des § 182 RVO., daß das KG. erst

m vierten Tage der Arbeitsunfähigkeit an zu

währen ist, gilt jetzt allgemein unrl aus-

ihmslos. Wird einem Versicherten, der nur

Anspruch auf Krankenpflege hat, vom

Beginn der Krankheit an eine KHPfl. gewährt,
elann tritt gemäß § 183 a. a. O. die Aussteuerung
mit dem Ablauf des 182. Tages nach Beginn
des Anspruchs auf Kranken pflege, also mit

dem 183. Krankenhaustage ein. Erhält jedoch
? in Versicherter, der Anspruch auf KPfl. unrl

Krankengeld hat, vom Beginn der Krank¬

heit an eine KHPfl., so tritt die Aussteuerung
mit dem Ablauf des 182. Tages nach Beginn

s Anspruchs auf Kranken geld, also erst

mit dem 186. Krankenhaustage e*in.

ls gilt auch iür diejenigen Vcm sicherten,
ren Anspruch auf KG. aus irgendeinem

Grunde ruht (§§ 189, 216 RVO.). Denn das

Ruhen des KG. ist dem KG.bezuge gleichzu-
llen (vgl. Hahn-Kühne, Anm. 2 zu S 216). Es

ilt auch für unständig Beschäftigte, die weg*

thlungsverzuges keinen Anspruch auf KG.

iben ($ 452 RVO.). Bei den ersteren tritt die

Aussteuerung mit dem 186. Tage, bei den letzte-

ren mit dem 183. Tage der KHPfl. ein.

Wird die KHPfl. nicht von der Kk., sondern

i rlem Fürsorgeverband gewährt, dann ist

diesem gemäß §§ 1531 ff. RVO. für die ent¬

gehenden Zeiträume Ersatz zu leisten. Wz.

Die Berufsgenossenschaft für den Einzel¬

handel

betreute im Jahre 1932 insgesamt 103 572 ver¬

sicherte Betriebe. Im Vorjahre wurden 103 356

Betriebe gezählt. Es handelt sich in der Haupt¬
sache um Kleinbetriebe mit 1 bis 5 Beschäf¬

tigten. Derartige Betriebe machten 66,83 v. H.
der überhaupt versicherten Betriebe aus.

Mittelbetriebe mit 5 bis 50 Beschäftigten wurden
30,74 v. H. gezählt. Der Rest von 2,43 v. ti ent¬

fällt auf Großbetriebe mit mehr als 50 Arbeit¬

nehmern. Die Zahl der Vollarbeiter fiel von

667 569 im Vorjahre auf 625 927 im Berichts¬

jahre. Es ist dies ein Rückgang von 6,23 v. H.

Noch weit mehr ist die Zahl der gezahlten
Löhne gesunken, nämlich von 1 083 455 600 RM.

im Vorjahre auf 901409 540 RM. im Berichts¬

jahre. Diese /Senkung macht 16,80 v. H. aus.

Die BG. klagt erheblich über den schlechten

Eingang der Beiträge, namentlich aus kleinen

und kleinsten Betrieben. Nach den einzelnen

Betriebsarten entfielen auf: einfache Einzelhan¬

delsbetriebe 66 582, Massen-Filialbetriebe 17 175,
Warenhäuser 241, Einheitspreisgeschäfte 445,
Konsumvereine 13 353, Werkskonsumanstalten

553, Gastwirtschaften 5225. Die Jahresrechnung
schließt mit 5 269 310 RM. ab. An den wichti¬

geren Ausgabeposten sind erwähnenswert: Un¬

iallentschädigungen 1982 448 RM., Vergütung
an die Post 8682 RM., Unfallverhütung 152 556

Reichsmark, Verfahrenskosten 127 214 RM., Ver¬

waltungsausgaben 656 679 RM. Der SollbetraL»

der Umlage für das Geschäftsjahr beträgt
1 771 367 RM. Die Vermögensrechnung weis.

6 493 910 RM. nach. Unfälle wurden 26 095 an¬

gemeldet. Die Zahl der erstmalig förmlich ent¬

schädigten Unfälle ist um 34,23 v. H. zurück¬

gegangen, die Zahl der formlos entschädigten
Unfälle, bei denen es sich ganz überwiegend
um Fälle handelt, die nur Behandlungskosten
verursachten, ist dagegen um 5,12 v. H. gestie¬

gen. Erstmalig entschädigt wurden im Berichts¬

jahre 730 Unfälle (darunter 33 Todesfälle) gegen

1110 Unfälle im Vorjahre auf Grund förm¬

licher Feststellung. Hierzu kommen noch

4251 Unfälle (1931: 4044) ohne förmliche

Feststellung. Von den technischen Auf¬

sichtsbeamten wurden 15 9-46 Betriebe revidiert.

In 5046 Fällen wurden dabei 7434 Verstöße

gegen rlie Unfallverhötungsvorschriften fest¬

gestellt«

Die Deutsche

Buchdrucker-Berufsgenossenschaft

umfaßt nach ihrem Geschäftsbericht für das

Jahr 1932 insgesamt 9836 Betriebe. Da im

Vorjahre 9866 Betriebe versichert waren, ist

eine Veränrlerung kaum eingetreten. Versiche¬

rungspflichtige Vollarbeiter wurden 189 251 ge¬

zahlt (darunter 13 857 versicherte kaufmän¬

nische Angestellte). Frei wii li Versicherte

waren 2762 vorhanden. Die Gesamtzahl elei

Versicherten betru. demnach 192013 gegen

215851 im Jahre 1931. Der verdiente Gesamt-

entgelt ist auf 390 862 814 RM. festgestellt. Dei

Rechenschaftsbericht schließt mit 2 036 357 RM.

Ausgaben ab. Hiervon entfallen auf: Entscl-

ihlung«) 1322 533 RM., Vergütung an

rlie- Post 6580 RM., Verfahrenskosten 60 82Q

Reichsmark, Kosten des Rechtsgange 12 9<

Reichsmark, Kosten der Unfallverhütung
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159 622 RM., Kosten der ehrenamtlichen Or¬

gane 22 620 RM., Verwaltungskosten 152 233

Reichsmark, Verwaltungskosten der 11 Sektio¬

nen 164 092 RM., Ausfälle der vorjährigen Um¬

lage 134 942 RM. Diesen Ausgaben stehen

230 135 RM. Einnahmen gegenüber, so daß an

Ausgaben 1806 222 RM. verbleiben. Der Ver¬

mögensnachweis schließt mit einem Betrag von

3 567 761 RM. ab. Betriebsunfälle gelangten im

Berichtsjahre 413 erstmalig zur Entschädigung.
Davon hatten 19 völlige Erwerbsunfähigkeit,
376 teilweise Erwerbsunfähigkeit und 18 den

Tod zur Folge. Berufskrankheiten wurden im

Berichtsjahre 10 erstmalig entschädigt. Im E

schädigungsfeststellungsvcrfahren wurden 1

(im Vorjahre 2292) Bescheide erteilt. Einschli»

lieh der aus den Vorjahren unerledigt üb

nommenen schwebten bei den OVAe. 654 B»

rufungen. Von diesen wurden 524 erledig
Wegen Verstößen gegen die Bestimmung
über Einreichung der Lohnnachweise usw. oel.

wegen Vergehen gegen die Unfallverhütuni
Vorschriften wurden 110 Arbg. in Ordnung
strafen von insgesamt 788 RM. genomme
Interessant ist, daß im Vorjahre dagegen 373

Arbg. insgesamt 4220 RM. Strafe erhielten.

{ANFRAGEN UND AUSKÜNFTE

Verpflichtung zn übernehmen, kostenlos Auskünfte am

Haftung fttr die Auskunfterteilung wird nidit ttber-
hier veröffentlicht, wenn sie von allgemeinem Interesse sind.

Die Schriftleitung.
entstanden gilt der Erstattungsanspruch hin¬

sichtlich jeder einzelnen Teilleistung mit ihrer

tatsächlichen Gewährung (Bescheid des RVA.

vom 16. Februar 1926, DK. 1926 Sp. 184). Da¬

nach fällt die vor kurzem wegen der wieder ein¬

getretenen Unfallfolgen gewährte Krankenhaus¬

behandlung unter das neue Recht.

Der Krankengeldanspruch gegenüber der Kk.

wird durch ein von der RfA. gewährtes Heil¬

verfahren nicht beeinflußt.

Frage: Von der RfA. ist mir ein Heilver¬

fahren genehmigt. Für die Dauer desselben er¬

hält meine Ehefrau von der RfA. ein Hausgeld
von 1,20 RM. täglich. Als Arbeitsloser beziehe

ich ein wöchentliches KG. von 16,45 RM. Die

RfA. rechnet das KG. auf das von ihr zuge¬

sagte Hausgeld nicht an. Die Kk. will dagegen
für die Dauer des Heilverfahrens nicht das KG.,
sondern nur Hausgeld zahlen. Ist die Kk. dazu

berechtigt?
Antwort: Nach § 48 AVG. steht der RfA.

bei Einleitung eines Heilverfahrens ein Ersatz¬

anspruch gegen die Kk. nicht zu. Die Kosten

des Heilverfahrens gehen in vollem Umfange zu

Lasten der RfA. Die Kk. steht damit in keiner

Verbindung. Daraus ergibt sich, daß die

Kk. die gesetz- und satzungsmäßigen Leistungen
unbeschadet des Heilverfahrens zu gewähren
hat. Liegt, wie in Ihrem Falle, Arbeitsunfähig¬
keit vor, so ist das zustehende volle KG. zu

zahlen. Es ist unzulässig, wenn die Kk. beab¬

sichtigt, nur Hausgeld zu gewähren. Hausgeld
ist eine zusätzliche Leistung. Der Anspruch
darauf setzt nach § 186 RVO. voraus, daß

die Kk. an Stelle der KPfl. und des KG.e

Krankenhauspflege gewährt oder aber daß

die K k. den Versicherten in einem Genesungs
Erholungs- oder Kurheim unterbringt. Das trifft

aber im vorliegenden Falle nicht zu. Nicht di*

Kk., sondern die RfA. gewährt das Heilver¬

fahren.

Die RfA. ist nach § 40 AVG. berechtigt, rür

Zahlung dos von ihr zu gewährenden Haus¬

geldes während der Dauer des Bezuges von

KG. aus der KV. bis zur Höhe des KG.es ein¬

zustellen. Wenn sie davon, nach Ihren An-

tben, keinen Gebrauch macht, haben Sie beide

Leistungen, also Hausgeld von RfA. und KG.

von rler Kk. nebeneinander zu erhalten.

Wir erteilen Beziehern urserer Zeitschrift, ohne eine
dem Gebiet der Sozialversicherung. Eine zivilrechtliche

nommen. Die Antworten werden brieflich gegeben nnd

Wirkung von Abfindungen nach § 616 RVO.
auf den Ersatzanspruch der Kk.en.

Frage: Ein Unfallverletzter läßt sich an Stelle

seines Rentenanspruchs nach §616 RVO. durch

einmalige Zahlung abfinden. Er erkrankt da¬

nach an den Unfallfolgen arbeitsunfähig. Die
BG. ersetzt der Kk. nur die Aufwendungen für

das Heilverfahren, nicht aber das Krankengeld.
Ist diese Maßnahme der BG. zulässig?
Antwort: Die Verteilung der Aufwendungen
zwischen BG. und Kk. für wiederkehrende Geld¬

leistungen, zu denen das Krankengeld rechnet,
regelt sich nach § 1506 RVO. Nach § 1506

Abs. 2 RVO. gehen diese Aufwendungen, die

dem Verletzten vom Beginn der 9. Woche an

gewährt werden, grundsätzlich zu Lasten der

BG. Zu Lasten der Kk. bleiben aber die Auf¬

wendungen, soweit sie über das hinausgehen,
was die BG. auf Grund der UV. zu leisten hat.

Da im Falle einer Abfindung nach § 616 RVO.

die BG. außer Krankenbehandlung und Berufs¬

fürsorge (§ 558 Nr. 1, 2 RVO.) nichts mehr zu

leisten hat, müssen hierbei die gesamten Auf¬

wendungen an Krankengeld zu Lasten der Kk.

verbleiben. Tatsächlich wirkt sich eine Abfin¬

dung zum Nachteil der Kk. aus.

Altes oder neues Recht für Ersatzforderungen
zwischen Kk. und BG.?

Frage: Ein Mitglied unserer Kk. erlitt Ende

1924 einen Betriebsunfall und war damals des¬

wegen 10 Wochen arbeitsunfähig krank. Vor

kurzem mußte sich das Mitglied wegen Wieder¬

erkrankung an den Unfallfolgen ins Kranken¬

haus begeben. Die Kosten wurden von unserer

Kk. getragen. Nach welchem Recht steht unserer

Kk. wegen der neuerlichen Aufwendungen für

einen Unfall aus der Zeit vor der Geltung der

jetzigen Vorschriften über Beziehungen zwischen

KV. unrl UV. ein Ersatzanspruch zu?

Antwort: Das Mitglied hat den Unfall im

Jahre 1924 erlitten. Damals galt zwar das jetzige
Recht über die Beziehungen zwischen KV. und

UV. (§§ 1501 bis 1513 RVO.) noch nicht. In der

Itcnden Fassung sind dies Vorschriften

elurch GesetJ vom 14. Juli 1925 (RGBl. I S. 97)
Führt. Dessenungeachtet kommt es für di

Fi ob die Ersatzansprüche nach altem oder

neuem Recht zu beurteilen sinel, auf den Zeit¬

punkt eler Entstellung rles Anspruches an. Als
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Zur Errichtung einer Betriebskrankenkasse.

ige: Vor Errichtung einer BetrKk. ist eine

>stimmung nach § 225a RVO. durchzuführen.
rner ist gemäß § 320 RVO. eine Satzung zu

ichten. Sind der Antrag auf Einleitung des

\bstimmungsverfahrens und die errichtete

tzung zusammen an das VA. einzureichen?
Satzung für eine BetrKk. wird nach § 320

Abs. 2 RVO. nach Anhören von Beschäftigten
i .

richtet. Ist diese Vorschrift so zu verstehen,
iß die Beschäftigten alle gehört werden
issen oder genügt die Anhörung des Be-
ebsrats?

Antwort: Eine Notwendigkeit dazu, den An-

uag auf Einleitung des Abstimmungsverfahrens
ch § 225a RVO. und den Antrag nach § 324

RVO. auf Genehmigung der errichteten Satzung
sammen einzureichen, besteht nicht. Da die

I .richtung der BetrKk. u. a. nach § 225a RVO.
von der Abstimmung abhängig ist, wird folge-
iichtig die Errichtung der Satzung und die Ein¬

holung der Genehmigung und Zustimmung dazu
ist nach Vorliegen eines bejahenden Abstim¬
mungsergebnisses vorzunehmen sein.

Der Anhörung von Beschäftigten bei der Er¬

richtung der Satzung wird u. E. durch An¬

hörung nur des Betriebsrates nicht Genüge
getan. Bevor § 245 RVO. durch die NotVO.
vom 26. Juli 1930 die jetzige Fassung erhielt,
war nach dem früheren Wortlaut dieser Vor¬
schrift die Errichtung einer BetrKk. an die Zu-

immung des Betriebsrats gebunden. Durch

Schaffung des § 225a RVO. ist die Zustimmung
des Betriebsrats durch das Erfordernis der Zu-

timmung der Mehrheit der beteiligten Gesamt¬

belegschaft des Betriebes gesetzt. Ist durch
eliese Aenderung in dieser Beziehung die Ab¬
sicht des Gesetzgebers dokumentiert, daß nicht
allein der Betriebsrat, sondern die Gesamtbeleg¬
schaft an Kk.enfragen beteiligt sein soll, so wird
man diese Absicht allgemein zugrunde zu legen
haben. Zwar spricht § 320 Abs. 2 Halbsatz 2

RVO. nur von der Anhörung „von Beschäftig¬
ten". Daraus könnte gefolgert werden, daß nicht

alle, sondern nur einige beteiligte Beschäftigte
/ i hören wären. In Lehmann, Verwaltung der

KV., ist auf Seite 319 diese Stelle aber dahin

erläutert, daß „d i e Beschäftigten" gehört
werden müssen. Auch uns erscheint es richtiger,
allen Beschäftigten Gelegenheit zur Aeußerung
zu geben. Von der Gelegenheit, sich zu äußern,
also gehört zu werden, werden dann praktisch

ch nur einige Beschäftigte Gebrauch machen.

Kann die Kk. auf die Wartezeit für den An¬

spruch auf Familienkrankenpflege verzichten?

age : Nach § 205 Abs. 1 RVO. ist der An-

pruch auf FKPfl. davon abhängig, daß der Ver¬
tierte innerhalb der letzten sechs Monate

¦ destens drei Monate Kassenmitglied war.

Vorstand unserer Kk. beabsichtigt einen

chluß zu fassen, daß diese Wartezeit für die

langen Wohlfahrtserwerbslosen, die jetzt
Arbeit gebracht werden, nicht gelten soll. Ist

solcher Beschluß zulässig Wenn elieser
r Muß später von der Aufsichtsbehörde be¬

fandet wird, wer ist dann für diese Ausgaben
intworthch zu machen?

wort: Die Absicht des K
st erfreuliches soziales Verständnis. Leider

ist für die Durchführung dieser Absicht keine
rechtliche Grundlage vorhanden. Die zwin¬

gende Vorschrift des § 205 Abs. 1 RVO., daß
der Anspruch auf FKPfl. von einer dreimona¬

tigen Mitgliedschaft des Versicherten innerhalb
der letzten sechs Monate abhängig ist, läßt sich
weder durch Satzungsbestimmung noch durch
Vorstandsbeschluß abändern. Nach dem Gesetz
ist der geplante Vorstandsbeschluß ebenso un¬

zulässig, wie etwa ein Verzicht oder eine Kür¬

zung der Wartezeiten für den Anspruch auf
WH. Anders ist es mit Wartezeiten für Mehr¬

leistungen, die durch Satzungsbestimmung ein¬

geführt werden können. Auf derartige warte-

Zeiten kann durch Satzungsänderung auch
wieder verzichtet werden.

Faßt der Vorstand dennoch einen solchen Be¬

schluß, ist der Vorstandsvorsitzende nach § 8

RVO. gezwungen, diesen Beschluß durch Be¬
schwerde an die Aufsichtsbehörde zu bean¬
standen. Die Beschwerde bewirkt Aufschub, d. h.

bis zu ihrer Erledigung darf der Beschluß nicht

durchgeführt werden. Erhebt der Vorsitzende
keine Beanstandung und wird der Beschluß

durchgeführt, haften nach § 23 RVO. die Mit¬

glieder des Vorstandes für den der Kasse ent¬

stehenden Schaden, der sich aus den unrecht¬

mäßig ausgegebenen Mitteln für FKPfl. ergibt.
Haftbar zu machen sind allerdings nur d i e

Vorstandsmitglieder, die an der Beschlußfassung
teilgenommen und der Maßnahme zugestimmt
haben. Der Vorsitzende ist auch dann haftbar,
wenn er nicht zugestimmt, aber die Beanstan¬

dung nach § 8 RVO. unterlassen hat. Auch die

geschäftsleitenden Beamten oder Angestellten
können bei Ausführung des Beschlusses ge¬

gebenenfalls nach § 361 RVO. haftbar gemacht
werden.

Keine SVbeiträge von den Bezügen der nach

dem Berufsbeamtengesetz Entlassenen.

Frage: Ich bin auf Grund des Berufsbe¬

amtengesetzes aus meinem Dienstverhältnis als

Kassenangestellter entlassen worden. Für drei

Monate werden mir noch meine bisherigen Be¬

züge belassen. Ist der Arbg., die Kk., berech¬

tigt, mir von diesen Bezügen die SVbeiträge
(KV., AlVers., Abgabe zur Arbeitslosenhilfe)
sowie Steuern einzubehalten?

Antwort: Nach einem Erlaß des RAM. vom

24. Juni 1933 (Deutsche Ortskrankenkasse 1933

Nr. 25 Sp. 818) unterliegen die Bezüge, die den

auf Grund der §§ 2 bis 4 des Berufbeamten¬

gesetzes entlassenen Angestellten zeitlich be-

grenzt belassen werden, nach § 36 Abs. 1 Ziff. 2

EStG. der Lohnsteuer. Entsprechend ist auch

die Bürgersteuer zu zahlen. SVbeiträge, also

in Ihrem Falle Beiträge zur KV. und Alver

sind dagegen von diesen Bezügen nicht zu

entrichten, da die Voraussetzung hierfür das

Bestehen eines Beschäftigungsverhältnisses ist.

Abgabe zur Arbeitslosenhilfe haben Sie von

eliesen Bezügen ebenfalls nicht zu rten. Zu

dieser Frage ist ein Bescheiel des RAM. vom

August 1933 (RABI.I S. 211; VZ. 1933 Xr. 1

263) ergangen. Daneich sind Ahgangsent-
schädigungen nur dann für die Abgabe zu b

nicksichtigen, wenn die Einziehung der Ab¬

be im Einzelfalle dem Finanzamt obliegt,
nicht aber, wenn, wie bei Ihnen, die Kk.

Einzugstelle für die Abgabe war.
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AUFGABEN UND LOSUNGEN

Ihe- Aufgaben, rlie wir heute stellen, befa sieh noch einmal mit dem ausgedehnten Gebi
dor Krankenpflege. In der nächsten Nummer veröffentlichen wir die Lösungen dazu.

Die Schriftleitui

1. Aufgabe: Der der AOKk. N. als Mitglied
^gehörende Angestellte O. wird von seinem

behandelnden Arzt beauftragt, die ihm ent¬

nommene Magensäure zwecks Feststellung dei
Diagnose untersuchen zu lassen. Die Unter¬

suchung wurde von dem Chem.-pharm. Labor

torium einer Apejtheke vorgenommen. Von der

Apotheke wurde für rlie Vornahme der Unter¬

suchung der Magensäure rlem O. eine Gebühr

von 0,>0 KM. abverlangt. Nach Auffassung der

Apotheke sei sie nach I 182a RVO. gezwungen,
von der von ihr ausgeführten Verordnung des

Arztes die Verordnungsblattgebühr zu erheben.

Der Angestellte O. stellte sich dagegen auf den

Standpunkt, daß die Entrichtung der Verord¬

nungsblattgebühr hier nicht in Frage komme,
weil es sich um keine Arzneien, Heil- oder

Stärkungsmittel handele, sondern um eine regel¬
rechte ärztliche Leistung, deren Kosten rlie Kk.

voll zu tragen habe, und zwar ohne Rücksicht

darauf, ob die Leistung vom Arzt selbst, von

dem Laboratorium der Apotheke oder von sonst

einer riafür geeigneten Stelle vorgenommen
wirrl. Die Kk. dagegen teilt den Standpunkt des

Apothekers. Nach ihrer Auffassung handele es

sich hier nicht um die Untersuchung als solche.

Maßgebend sei vielmehr, daß, um die Unter¬

suchung der Magensäure überhaupt durch¬

führen zu können, gewisse Chemikalien, Salze

usw. verwendet werden müßten. Diese Zusätze

seien als Arzneien zu betrachten, so daß sich

die Erhebung der Verordnungsblattgebühr
durchaus rechtfertige.
Wie- ist die Rechtslage?

2. Aufgabe: Bei dem Stellmacher P. machten

sich Anzeichen eines Magenleidens bemerkbar.
Er wollte zum Arzt gehen und löste sich zu

eliesem Zwecke bei der für ihn zustündigen
AOKk. Q. am 8. August 1932 gegen Erlegung
eler Gebühr von 0,50 RM. einen Krankenschein.
Durch Einnehmen eines ihm von einem Be¬
kannten empfohlenen frei verkäuflichen Arznei¬
mittels verspürt P. jedoch Erleichterung unel

unterläßt die Inanspruchnahme des Arztes. Am
8 September 1932 beschafft sich P. wiederum vor¬

sorglicherweise gegen Entrichtung der Gebühr

einen Krankenschein, nimmt elarauf den Arzt

abei benfalls nicht in Anspruch. Erst am

12. Oktober 1^32, als er sich am 8. Oktober 1932

nochmals einen Krankenschein beschafft hatte,
suchte P. den Arzt auf. Er blieb dann bis zum

17. Dezember 1932, als sein Leiden behoben war,

in Behandlung. Vom 1. Januar 1933 an bezieht

P. Altersinvaliden rente. Wegen verschiedener
wechselnder Beschwerden, rlie» aber keinen ein¬

heitlichen Versicherungsfall bilden, beschafft»

sich P. zur Erlangung ärztlicher Behandlung j«
weil egen Entrichtung der Gebühr m

19. Januar, 23. Februar und 27. März 1933

Krankenscheine. Für seine Ehefrau entnahm P.

aut (irund der Familienhilfe ebenfalls wegen
ischiedener Versicherungsfälle am 2. Februar,

14. März unrl 21. April 1933 Krankenscheine.

Ei bezahlte auch hier für jeden Schein die (

bühr. Am 7. August 1933 erhält P. da\

Kenntnis, daß Invalidenrentner von der Zahh
rler Krankenscheingebühr befreit ind.

macht sofort die Kk. auf diesen Umstand
merksam und fordert auf Grund dessen die (

bühren für die von ihm und für seine Ehef.
nach dem 1. Januar 1933 bezogenen Kranken¬
scheine zurück. Gleichzeitig erbittet er am

Rückzahlung der Gebühren für die am 8. Augu-
und 8. September 1932 bezogenen Scheine, vn

er diese zur Inanspruchnahme ärztlicher Be
handlung nicht benutzt habe.

In welchem Umfange und aus welchen Gründen
hat die Kk. dem Rückforderungsanspruch de
P. etwa stattzugeben?

3. Aufgabe: Der Anwaltsangestellte R. ist

seit dem 1. November 1932 bei dem Rechtsan¬
walt S. beschäftigt und auf Grund dessen be
rler AOKk. T. pflichtversichert. Im Erkra

kungsfalle hatte R. nach & 616 BGB. Ansprur
auf Weiterzahlung des Gehalts. Zeitlich wai

dieser Gehaltsanspruch, der nach § 616 B(
für eine „verhältnismäßig nicht erhebliche" Zeil

zusteht, durch Tarifvertrag auf 6 Wochen fest

gesetzt. Am 9. Januar 1933 erkrankt R. arbeits

unfähig. Erst am 24. Februar 1933 tritt wiedei
Arbeitsfähigkeit ein. Der Arbg. weigerte sich,
für die ersten 6 Wochen der Krankheit Gehah

zu zahlen. Er machte geltend, daß nur dann

Anspruch auf Gehaltszahlung im Krankheits
lalle bestehe, wenn die Krankheit kürzere Zeit
als 6 Wochen oder längstens 6 Wochen besteh«
Dauert die Arbeitsunfähigkeit dagegen, wie im
Falle R., über 6 Wochen hinaus, sei Gehalts

Zahlung nicht etwa für 6 Wochen vorzunehmen
und dann abzubrechen, sondern es entfall«

dann überhaupt der Gehaltsanspruch fü:

rlie gesamte Krankheitszeit. R. widersprach
dieser Ansicht. Auch die AOKk. T. war andere ,

Auffassung. Sie hielt den Arbg. für verpflichtet,
für die ersten 6 Wochen der Krankheitsdauei
das Gehalt zu zahlen. Aus dieser Auffassui
heraus verweigerte sie für die ersten 6 Krank
heitswochen die Zahlung von KG. Sie stützt«

sich dabei auf § 189 Abs. 1 RVO., wonach dei

Anspruch auf KG. ruht, wenn und soweit de
Versicherte während der Krankheit Arbeitsent

gelt erhält. Erst nach Ablauf der ersten se<

Krankheitswochen, also vom 20. Februar 1

21. Februar 1933 zahlte die Kk. an R. KG. R

rief gegenüber dieser Handhabung der Kk. d

VA. an. Nach seiner Ansicht konnte es unm<

lieh Absicht des Gesetzgebers sein, einen Anj.
stellten, der ehedem für den Krankheitsfall
wohl rlurch den Arbg. als auch durch die Kr

schützt war, nunmehr durch Schaffung de

§ 189 Abs. 1 RVO. beider Ansprüche Verlust

hen zu 1 n.

Wie« ist in vorliegendem Falle der Gehalt

anspruch zu beurteilen? Welche Stellung wii

rlas VA. gegenüber rler Maßnahme der Kk. eii
nehmen?

* uptftdiriftleiter: Friedrich FikentMber. Verantwortlicher Sdmftleiter: Josef Armin: beida Berlin.
Phönix WufttratioMdrack uml Verlas G m.b.H. Berlin S^ Lindensti
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M1*1. > 1591 Abt. 1 RVO. ist kein Schutzgesetz im Sinne §112
™\i im de* * s22 Abs- 2 3f- B- mit
': * E. des ReichsArb.Gerichts vom 4. Februar 1933 —

ll'an RAC 48Z'32 ~ EuM Bd- U S' 493 Nr Ä

htM
KL)

§§ .W3

2 WO.

Bei Ablehnung eines Richters wegen Befangenheit
ist nicht die Unparteilichkeit des Richters an sich,
sondern die Frage zu prüfen, ob die Pareti von

ihrem Standpunkt aus berechtigten Anlafl ———

bat, in die lUnparteilichkeit dea Richters Mißtrauen §112i
zcn zu können. Ab 1 lr 1

• E. des PrOVerwGer. Tom 13. Januar 1933 — II E m'Vg
R 59232 — PrVersBlatt 1933 Bd. 54 S. 613.

o§ 1.187. Der § 187 AVG. findet in den Fällen der Nachent-

jyj# richtung von Beiträgen nach I 18 AVG. keine An-

tVfif Br 2 w«dung
Vm\\

# E- <*** RVA. UI - Beschl.-Sen. rom
'•'»••»

_ Ul AV. 10 33 BS. — AN. 1933 S. IV

20.

409

Juni 1933

Nr. 4682.

§§62Abs.2 Der ,,Eintritt" in eine religiöse Gemeinschaft im

Sinne des I 62 Abs. 2 AVG- liegt erst dann vor,

nn der Versicherte auf Grund der gelteuden
Vorschriften der Gemeinschaft deren volle Mit-

54. .1M.

rhedsrechta und -pflichten erworben hat.
1 E. des RVA. III vom 24. Mai 1933

22333 - AN. 1933 S. IV 367 Nr. 4667.

- Ula AV

§113tts.1

§74 Als. 3 Wird führend des Laufes des Lehrvertrages die IrJAMW.

MtG Lehrzeit abgekürzt, ohne dafi die Möglichkeit der

Abkürzung im Lehrvertrag vorgesehen war, so ist

im Sinre des 4 74 Abs. 3 AVAVG. die neue Lehr¬
zeit erst vom Zeitpunkt der Aenderung an rnafl-

5ebend;
für die vorhergehende Zeit bestimmt sich

er Beginn der VPfl. nach der im ursprünglichen
Lehrvertrag vereinbarten Lehrzeit.
# E. des RVA. III _ Spr.-Sen. vom 9. Juni 1933
— Illa Av. 46/33 — AN. 1933 S. IV 368 Nr. 4665.

§§8)Abs.2. Für die Berechnung der Anwartschaftszeit eines

MI* 1 jugendhchen Arbeitslosen, der sich vor Vollendung
AVAVQ "ei 21- Lebensjahres bei Eintritt der Arbeitslosig¬

keit arbeitslos gemeldet hat und arbeitslos über
das 21. Lebensjahr hinaus geblieben ist, ist die

Arbeitslosmeldung auch für den wegen t 97 Abs. 2

AVAVG. erst nacft Vollendung des 21. Lebensjahres
gestellten Unterstützungsantrag maßgeblich.
1 E. des RVA. III — Spr.-Sen. vom 5. Mai 1933 —

Illa Av. 31/33 — AN. 1933 S. IV 370 Nr. 4668.

Akt. 2 Die Tätigkeit im freiwilligen Arbeitsdienst nach

Maßgabe der V. über den freiwilligen Arbeits-$ ?AVAV5.

(Art. 1 i. 4

ftnrtfsing
mkti fftiw.

f\ .9 ".5 e-st

?:B.7.1Q32)

dienst vom 16. Juli 1932 steht für eien Lauf der

Sperrfrist einer Beschäftigung im Sinne des I 93b

Abs. 2 Satz 2 AVAVG. gleich.
* E. des RVA. III — Spr.-Sen. vom 23. Juni 1933 —

HIa Av. 79/33 — AN. 1933 S. IV 369 Nr. 4667.

Hat ein Bezieber von Alu. während der Kalender¬
woche eine selbständige Tätigkeit verrichtet, die

ihrem Umfange nach im Sinne des I 112 AVAVG.
einer vorübergehenden oder geringfügigen Beschäf¬

tigung entspricht, so wird die Anrechnung des Ver¬
dienstes aus der Tätigkeit auf die Alu. gemäfl I 112

AVAVG. nicht dadurch ausgeschlossen, dafi sich der
Arbeitslose für diese Tage beim ArbA. abgemeldet
tat.

*E. des RVA. III — Spr.-Sen. vom 30. Juni 1933 —

Ula At. 77 33 - AN. 1933 S. IV 373 Nr. 4672.

1. Die Anrechnung nach I 112a Abs. 1 Nr. 1 AVAVG.
hat auch dann zu erfolgen, wenn die Bezüge, du-

einem Arbeitslosen aus Anlafl seiner Entliitsurig
von der öffentlich-rechtlichen Körperschaft gewährt
werden, als Zuschläge zu einer Rente aus der

reichsgesetzlichen Versicherung gewährt werden.

2. Eine \.Einrichtung einer öffentlich-rechtlichen

Korpersdiaft" im Sinne der bezeichneten Vorschrift

liegt jedenfalls dann nicht vor, wenn die Gewäh¬

rung einer Rente nach den gesamten Umständen

lediglich den Charakter eine« besonderen Aus¬

nahmefalles trägt und nadi den vorliegenden Ver¬

haltnissen nicht anzunehmen is*. daß eine solche

Rentenbewillizung bei gleicher oder ähnlicher Sadi-

lage zur Gepflogenheit wird.
* E. des RVA. III — Spr.-Sen. vom 2. Juni 1933 —

HIa Av. 5633 — AN. 1933 S. IV 406 Nr. 4683.

Ist einem Arbn. mit Rücksicht auf den Tod des

Arbg.s von einem Dritten freiwillig eine Zuwen¬

dung gewährt worden, so ist sie grundsätzlich nach

I 113 Abs. 1 Nr. 3 AVAVG. auf die Alu. nicht an¬

zurechnen. Die Anrechnung kann jedoch nach den

Umständen des Falles in Frage kommen, insbesou-

dere, wenn der Dritte in seiner Eigenschaft als

Erbe des Arbg.s aus dem Nachlaß die Zuwendung
rewährt.
¥E. des RVA. III — Spr.-Sen. vom 26. Mai 1933 —

lila Av. 9)33 — AN. 1933 S. IV 374 Nr. 4674.

§113lbs.1 Eine Abfindung ist nach . 113 Abs. 1 Nr. 3 AVAVG.

Hr.3AVAVG. auc^ dann anzurechnen, wenn sie vorzeitig ver¬

braucht oder aus anderen Gründen nicht mehr vor¬

handen ist.
* E. des RVA. III — Spr.-Sen. vom 2. Juni 1933 —

IHa Av. 51/33 — AN. 1933 S. IV 375 Nr. 4675.

§§119Ah.1 Bezieht ein Arbeitsloser eine Teilunterstütznng, so

123 Abs. 1, lgt s'e lür die Berechnung der Beiträge znr KL.

nach dem Erlaß des RAM. über die Berechnung der

Beiträge zur KV. der Arbeitslosen vom 20. Juni
29 10 1932

1932 mit den ergänzenden Erlassen vom ™

der doppelte Betrag der täglichen Teilunterstützung
als Grundlohn anzusehen.
*E. des RVA. in — Spr.-Sen. vom 9. Juni 1933 —

lila Av. 45/33 — AN. 1933 S. IV 375 Nr. 4676.

12S Abs.2

AVAVG.

M10i
168 AVAVG.

Aendert der Arbeitslose während des Beznres von

Kru. zum Zwecke des Siedeins nach der \0. znr

Türstädtischen Kleinsiedlung und Bereitstellung von

Kleingärten für Erwerbslose vom 23. Dezember 1931

seinen Wohnort, so kommt von da ab auch in einem

solchen Falle der Unterstützungssatz der neuen

Wohnortgemeinde in Betracht, welcher der Ansied-

lungson zugehört (zu vgl. Art. 1 Abs. 2 der VO.

über die Höhe der Alu. und die Durchführung
öffentlicher Arbeiten vom 16. Juni 1932).

E. des RVA. III — Spr.-Sen. vom 16. Juni 1933 —

Av. 75/33 — AN. 1933 S. IV 372 Nr. 4671.

§§165i Sind Beiträge zur ArbIV. irrtümlich entrichtet wor-

Ah 1 S. 2 den. so ist rückforderungsberechtigt im Sinne des

143 Abs" 2
* 1W Abs- * Satz 2 AV.WG. derjenige, dessen Ver-

. ..r mögen durch die irrtümliche Entrichtung der Bei-
L_!_L träge belastet wurde.
AVAVB. * £. des RVA. III — Beschl.-Sen. vom 17. Mai 1933

- III Av. 5 33 BS. — AN. 1933 S. IV 407 Nr. 7694.

ula

§§103 Für der Anspruch auf den Familienzuschlag für ein

Abs. '.. 175 ehelidies Kind des Arbeitslosen nach i 103 Abs

Abi.3 AVAVG.

Kernend

§2d« Ab¬

kommens Y.

t. 7. 1932

§§26
Abs. 3. 29

Vtrtr.0.

1 Die Berechnung des Abschlags
des Abkommens über die kassenärztlici

tlNtW.1

AVAVG. ist es unerheblich, daß es volljährig oder

-heiratet ist oder nicht in häuslicher Gemeinschaft
mit dem Arbeitslosen lebt.
* E. des RVA. III — Spr.-Sen. vom 16. Juni 1933 —

lila Av. 57,33 — AN. 1933 S. IV 371) Nr. 4669.

§§105
Ah. 3 o4.

ISO AVAVG

I Ahn. 4 Satz 1 AVAVG. findet keine Anwen-

dung, v f nn zwischen Arbg. und Arbn. ein ..\*_

•itsentgelt" dahin vereinbart ist, dali der Arbg.
da- Beitrage zur ArbIV. in voller Hohe zu tragen
hat, die Beiträge aber nicht entrichtet sind.

•E. des RVA. IU Spr.-Sen. vom 16. Juni 1933 —

Ula Av. 72/33 — AN. 1933 S. IV 37t Nr. 467v

rztrecht:

nach I 2

chen Vergü¬
tungen vom 6. Juli 1932 — in d~r Fassung vom

5. November 1932 und 4. Februar 1933 — (AN. 1933

S. IV 167) deckt sich nicht mit der Berechnung des

Grundbetrages des Kopfpauschales naen I 1

a. a. O.
Bei den Ausgaben der Kk. im Geschäftsjahr

1930 für arztliche Sachleistungen haben nach 8

Abs. 6e a. a. O. nur die Honorare, die für dea

dort genannten Zweck ausgegeben worden sind,

unberücksichtigt zu bleiben, nicht aber die ganzen
für Abgabe von elektro-phvsikalischen Behand-

lungsinaßnahinen im Kussenambulatorium aufgewen¬
deten Kosten schlechthin.
3. Unter die im I 2 Abs. 6e a. a. O. genannten
Ausnahmen der Kk. fallen auch solche tatsächlichen

Aufwendungen, die nur mittelbar durch die Kran¬

kenbehandlung entstanden sind.
• Beschlufl des Reichs-Schiedsamts vom 20. Juni 193J

— RSch. 106.33 — EuM. Bd. 34 9. 551 Nr. 221.
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